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(5) Die Anlegung von Mündelgeld gemán § 1807 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
auch bei der Kdrperschaft zulássig, bei der das Jugendarnt errichtet ist 

(6) Das Jugendamt kann für Aufwendungen keinen Vorschu8 und Ersatz nur insoweit 
verlangen, als das Vermiigen des Minderjáhrigen ausreicht. Allgemeine Verwaltungs-
kosten werden nicht ersetzt. Eine Vergiitung kann dem Jugendamt nicht bewilligt wer-
den. 

(7) Gegen das Jugendamt wird kein Zwangsgeld feségesetzt 

§ 39 [Landesrechtliche Vorschriften] 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, dafl weitere Vorschriften des ersten Titels 
des dritten Abschnitts im vierten Buche des Bürgerlichen Gesetzbuchs, welche die Auf-
sicht des Vormundschaftsgerichts in vermiigensrechtlicher Hinsicht sowie beim 
Abschlufl von Lehr- und Arbeitsvertrágen betreffen, gegenüber dem Jugendamt auBer 
Anwendung bleiben. 

§ 39 a [Entlassung des Jugendamts als Pfleger oder Vormund] 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat das Jugendamt als Pfleger oder Vormund zu ent-
lassen und einen anderen Pfleger oder Vorrnund zu bestellen, wenn dies dem Wohle des 
Minderjáhrigen dient und eine andere als Pfleger oder Vormund geeignete Person vor-
handen ist. 

(2) Die Entscheidung ergeht von Amts wegen oder auf Antrag. Zum Antrag sind be-
rechtigt der Minderjáhdgenach, Vollendung des 14. Lebensjahres sowie jeder, der ein 
berechtigtes Interesse des Minderjáhrigen geltend macht. Das Jugendamt soll den An-
trag stellen, sobald es erfáhrt, dal3 die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 

(3) Das Vormundschaftsgericht soll vor seiner Entscheidung auch das Jugendamt 
ren. 

§ 39 b [Entlassung des Jugendamts auf seinen Antrag] 

Das Vormundschaftsgericht hat das Jugendamt als Pfleger oder Vormund auf seinen 
Antrag zu entlassen, wenn eine andere als Pfleger oder Vormund geeignete Person 
vorhanden ist und das Wohl des Minderjáhrigen dieser Mafinahme nicht entgegensteht. 

b) Gesetzliche Amtspflegschaft und gesetzliche Amtsvormundschaft 

§ 40 [Amtspflegschaft] 

(1) Mit der Geburt eines nichtehelichen Kindes wird das Jugendamt Pfleger nach 
§ 1706 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn die Mutter Deutsche im Sinne des Grund-
gesetzes ist Das gleiche gilt, wenn die Mutter staatenlos oder heimatlose Auslánderin 
im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatioser Auslánder im Bundesgebiet 
vom 25. April 1951 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 243-1, ver-
Ciffentlichten bereinigten Fassung oder Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 
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28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBI. 1953 II S. 559) ist oder als 
Asylberechtigte nach § 28 des Auslándergesetzes vom 28. April 1965, zuletzt geándert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 25. Juni 1975 (BGB1. I S. 1542), anerkannt ist und wenn 
sie ihren gewhhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn bereits vor der Geburt des Kindes ein Pfleger 
bestellt oder angeordnet ist, dan eine Pflegschaft nicht eintritt, oder wenn das Kind nach 
§ 1773 des Bürgerlichen Gesetzbuchs eines Vormunds bedarf. 

(3) Ergibt sich erst spáter aus einer gerichtlichen Entscheidung, dan das Kind nicht-
ehelich ist, und bedarf es eines Pflegers, so wird das Jugendamt in dem Zeitpunkt Pfle-
ger, in dem die Entscheídung rechtskráftig wird. 

(4) Für ein nichteheliches Kind, das auflerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
geboren ist und dessen Mutter die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, tritt die ge-
setzliche Pflegschaft erst ein, wenn es seinen gewhhnlichen Aufenthalt im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes nimmt. Die gesetzliche Pflegschaft tritt nicht ein, wenn im Gel-
tungsbereich oder aufierhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes bereits eine Pfleg-
schaft oder Vormundschaft anhángig ist. 

§ 41 [Amtsvormundschaft] 

(1) Mit der Geburt eines nichtchelichen Kindes, das nach § 1773 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs eines Vormunds bedarf, wird das Jugendamt Vormund, wenn die sonstigen 
Voraussetzungen des § 40 Abs. 1 vorliegen. Dies gilt nicht, wenn bereits vor der Geburt 
des Kindes ein Vormund bestellt ist. § 40 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) War das Jugendamt Pfleger eines nichtehelichen Kindes nach § 1706 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs, endet die Pflegschaft kraft Gesetzes, und bedarf das Kind eines Vor-
munds, so wird das Jugendamt Vormund, das bisher Pfleger war. 

§ 42 [Für die Pflegschaft oder Vormundschaft zustándiges Jugendamt] 

(1) Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, die mit der Geburt eines nichtehelichen 
Kindes kraft Gesetzes eintritt, ist das Jugendamt zustándig, in dessen Bezirk das Kind 
geboren ist. 

(2) Ergibt sich erst spáter aus einer gerichtlichen Entscheidung, da13 das Kind nicht-
ehelich ist, so ist das Jugendamt zustándig, in dessen Bezirk das Kind in dem Zeitpunkt, 
in dem die Entscheidung rechtskráftig wird, seinen gewhhnlichen Aufenthalt hat oder 
bei Fehlen eines solchen sich tatsáchlich aufhált. 

(3) In den Fállen des § 40 Abs. 4 ist das Jugendamt zustándig, in dessen Bezirk das 
Kind seinen gewhhnlichen Aufenthalt nimmt. 

§ 43 [Weiterführung der Pflegschaft oder Vormundschaft] 

(1) Sobald es das Wohl des Kindes erfordert, soll das die Pflegschaft oder Vormund-
schaft führende Jugendamt bei dem Jugendamt eines anderen Bezirks die Weiterfüh-
rung der Pflegschaft oder der Vormundschaft beantragen. Der Antrag kann auch von 
dem Jugendamt eines anderen Bezirks sowie von der Mutter und von einem jeden, der 

DAS DEUTSCHE BUNDESRECHT 
440. Lieferung - Dezember 1979 



• 



Gesetz•für Wendwohlfahrt 
Stellung des Jugendamts im Vormundschaftswesen; 
Vereinsvormundschaft 
Weitere Aufgaben des Jugendamts im Vormundschaftswesen-
§§ 47 a - 48 

§ 47 a [überwachung der Vormünder] 

(1) Das Jugendamt hat in Unterstützung des Vormundschaftsgerichts darüber zu wa-
chen, dafi die Vormünder für die Person der Mündel, insbesondere für ihre Erziehung 
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ein berechtigtes Interesse des Kindes geltend macht, gestellt werden. Das die Pfleg-
schaft oder die Vormundschaft abgebende Jugendamt hat den Übergang dem Vormund-
schaftsgericht unverzü;•'ich mitzuteilen. 

(2) Gegen die. Ablehnung des Antrags kann das Vonnundschaftsgericht angerufen 
werden. 

§ 44 [Anzeige der Geburt eines nichtehelichen Kindes] 

Der Standesbeamte hat die nach § 48 des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit dem Vormundschaftsgericht zu erstattende Anzeige über die 
Geburt eines nichtehelichen Kindes unverzüglich dem Jugendamt zu übersenden. In 
der Anzeige ist das religiiise Bekenntnis der Mutter anzugeben, wenn es im Geburtsein-
trag enthalten ist. Das Jugendamt hat die Anzeige unverzüglich an das Vormundschafts-
gericht weiterzuleiten und ihm den Eintritt der Pflegschaft oder der Vormundschaft 
mitzuteilen. 

c) Bestellte Amtspflegschaft und bestellte Amtsvormundschaft 

§ 45 [Bestellung des Jugendamts als Pfleger oder Vormund] 

Ist eine als Einzelpfleger oder Einzelvormund geeignete Person nicht vorhanden, so 
kann auch das Jugendamt zum Pfleger oder Vormund bestellt werden. Das Jugendamt 
kann von den Eltern des Minderjáhrigen weder benannt noch ausgeschlossen werden. 

2. Beistandschaft und Gegenvormundschaft des Jugendamts 

§ 46 [Entsprechende Geltung der Bestimmungen über die Amtspflegschaft und Vor-
mundschaft] 

Die Bestimmungen der §§ 37 bis 39 b und 45 gelten für die Bestellung des Jugendamts 
zum Beistand oder Gegenvormund entsprechend. 

3. Weitere Aufgaben des Jugendamts im Vormundschaftswesen 

§ 47 [Vorschlagsrecht des Jugendamts] 

(1) Das Jugendamt hat dem Vormundschaftsgericht die Personen vorzusdilagen, die 
sich im einzelnen Falle zum Pfleger, Vormund, Beistand oder Gegenvormund eignen. 

(2) Erlangt das Jugendamt von einem Falle Kenntnis, in dem ein Pfleger, Vormund, 
Beistand oder Gegenvormund zu bestellen ist, so hat es dies dem Vormundschaftsge-
richt unverzüglich mitzuteilen. Es soll mit der Anzeige den Vorschlag nach Absatz 1 
verbinden. 

(3) Die Absátze 1 und 2 gelten für die Pflegschaft und für die Beistandschaft nach 
§ 1690 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

§ 47 b [Mitteilungspflichten] 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat dem Jugendamt die Anordnung der Vormund-
schaft unter Bezeichnung des Vormunds und des Gegenvormunds sowie einen Wechsel 
in der Person und die Beendigung der Vormundschaft mitzuteilen. 

(2) Wird der gewkihnliche Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines andereA Ju-
gendamts verlegt, so hat der Vormund dem Jugendamt des bisherigen gewhhnlichen 
Aufenthalts und dieses dem Jugendamt des neuen gewihnlichen Aufenthalts die Verle-
gung mitzuteilen. 

(3) Die Absátze 1 und 2 gelten für eine die Sorge für die Person betreffende Pflegschaft 
und für eine Beistandschaft, wenn dem Beistand die Geltendmachung von Unterhalts-
ansprüchen übertragen ist, entsprechend. 

§ 47 c [Landesgesetzliche Regelungen] 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, da8 ortliche Einrichtungen geschaffen 
werden, die das Jugendamt bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach den §§ 47 und 47 a 
dieses Gesetz sowie nach § 1779 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs unterstützen. 

§ 47 d [Beratung und Unterstützung der Vormünder und Beistánde] 

Das Jugendamt hat die Pfleger, Vormünder, Beistánde und Gegenvormünder seines 
Bezirks planmáfiig zu beraten und bei der Ausübung ihres Mutes zu unterstützen. 

§ 48 [Unterstützung des Vormundschaftsgerichts durch das Jugendamt] 

Das Jugendamt hat das Vormundschaftsgericht bei alíen Mallnahmen zu unterstützen, 
welche die Sorge für die Person Minderjáhriger betreffen. Es hat dem Vormundschafts-
gericht Anzeige zu machen, wenn ein Fall zu seiner Kenntnis gelangt, in dem das Vor-
mundschaftsgericht zum Einschreiten berufen ist. 

DAS DEUTSCHE BUNDESRECHT 17 
449. Lieferung — Dezember 1979 

16 



• 

• 



VG 
lo 

Seite 18 

Gesetz für Juge ohlfahrt' 
Stellung des Jugendamts im Vormun chaftswesen; 

Vereinsvormundschaft 
Weitere Aufgaben des Jugendamts im Vorrnundschaftswesen 

§§ 48 a - 48 c 

Gesetz füragendwohlfahrt 
Stellung des Jug amts im Vormundschaftswesen; 
Ve, ,::insvormundschaft 
Weitere Aufgaben des Jugendamts im Vormundschaftswesen 

§§48d-50 

VG 
lo 

Seite 19 

§ 48 a lAnhtirung des Jugendamts durch das Vormundschaftsgericht1 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat das Jugendamt vor einer Entscheidung nach iolgen-

den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu hüren: 
1. § 1597 Abs. 1 und 3 und in den entsprechenden Fállen des § 1600 k Abs. 1 Satz 2, 

Absatz 2 und 3 (Anfechtung der Ehelichkeit und der Anerkennung), 

2. § 1631 b und § 1800 in Verbindung mit § 1631 b (Unterbringung, die mit Freiheits- 

entziehung verbunden ist), • 

3. § 1632 (Herausgabe des Kindes, Umgang des Kindes mit Dritten und Verbleib des 

Kindes bei der Pflegeperson), 
4. § 1634 Abs. 2 und 4 und § 1711 Abs. 2 (Umgang mit dem Kind), 
5. § 1666 (Gefáhrdung des Kindes), 
6. §§ 1671 und 1672 (elterliche Sorge nach Scheidung und bei Cetrenntleben der 

Eltern), 
7. § 1678 Abs. 2 (Ruhen der elterlichen Sorge), 
7 a. § 1680 (Entziehung der elterlichen Sorge), 
7 b. § 1681 (elterliche Sorge nach Tod eines Elternteils), 
8. § 1707 (Entscheidung über die Pflegschaft), 
9. §§ 1723, 1727, 1738 Abs. 2 und § 1740 a (Ehelicherklárung), 

10. § 1741 (Annahme eines Minderjáhrigen als Kind), sofern es nicht eine gutachtliche 

Auflerung nach § 56 d des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit abgegeben hat, §§ 1760 und 1763 (Aufhebung des zu einem Min-

derjáhrigen begründeten Annahmeverháltnisses), § 1751 Abs. 3 luid § 1764 Abs. 4 

(Rückübertragung der elterlichen Sorge). 

(2) Das Vormundschaftsgericht hat das Jugendamt ferner zu hüren vor einer Ent-

scheidung nach § 1 Abs. 2 des Ehegesetzes (Ehemündigkeit) und nach § 3 Abs. 3 des 

Ehegesetzes (Einwilligung zur Eheschlieflung). 

(3) Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundschaftsgericht einstweilige Anordnun-

gen schon vor Anhiirung des Jugendamts treffen. 

§ 48 b [Anhürung in Adoptionsfállen] 

In den Fállen des § 11 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Adoptionsvermittlungsgesetzes vom 2. Juli 

1976 (BGBI. I S. 1762) hat das Vormundschaftsgericht vor dem Ausspruch der Annahme 

auflerdem die zentrale Adoptionsstelle des Landesjugendamts zu Miren, die nach § 11 

Abs. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes beteiligt worden ist. Ist eine zentrale Adop-

tionsstelle nicht beteiligt worden, so ist das Landesjugendamt zustándig, in dessen Be-

reich das Jugendamt liegt, das nach § 48 a Abs. 1 Nr. 10 gehbrt wurde oder das eine gut-

achtliche Áullerung nach § 56 d Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei-

willigen Gerichtsbarkeit abgegeben hat. 

§ 48 c [Betreuung des Jugendamts mit der Ausführung von Anordnungen] 

Das Vormundschaftsgericht kann das Jugendamt mit der Ausführung der Anordnungen 

nach § 1631 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Unterstützung der Eltern), § 1634 

Abs. 2 und 4 und § 1711 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Umgang 

mit dem Kinde) und mit dessen Einverstándnis auch mit der Ausführung sonstiger An-

ordnungen betrauen. 

§ 48 d [Gutachtliche Áullerung des Jugendamts zu Unterhaltssicherungsfragen] 

Wirkt das Vormundschaftsgericht bei der Sicherung des Unterhalts eines Minderjáhri-

-gen mit, so hat sich das Jugendamt auf Verlangen über die Hühe des Unterhalts gutacht-

lich zu áullern. 

§ 49 [Ermachtigung von Beamten und Angestellten des Jugendamts in Kindschaftssa-

cher)] 

(1) Das La esjugendamt kann auf Antrag des Jugendamts Beamte und Angestellte 

des Jugenda Lts ermachtigen, 
1. die Erklárung, durch welche die Vaterschaft anerkannt wird, die Zustimmungser-

Idárung des Kindes sowie die etwa erforderliche Zustimmung des gesetzlichen Ver-

treters zu einer solchen Erklárung (Erklárungen über die Anerkennung der Vater-

schaft) zu beurkunden oder, soweit die Erklárung auch in üffentlich beglaubigter 

Form abgegeben werden kann, zu beglaubigen, 
2. die Verpflichtung zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen eines Kindes oder zur 

Leistung einer an Stelle des Unterhalts zu gewáhrenden Abfindung zu beurkunden, 

wenn das Kind im Zeitpunkt der Beurkundung minderjáhrig ist, 
3. die Verpflichtung zur Erfüllung von Ansprüchen einer Frau nach den §§ 1615 k 

und 1615 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Entbindungskosten und Unterhalt) zu 

beurkunden, 
4. die in § 1617 Abs. 2 und § 1618 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Er-

klárungen (Name des Kindes) zu beglaubigen, 
5. den Widerruf der Einwilligung des Kindes nach § 1746 Abs. 2 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs zu beurkunden, 
6. den Verzicht des Vaters des nichtehelichen Kindes nach § 1747 Abs. 2 Satz 3 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beurkunden, 
7. den Widerruf einer Erklárung nach Artikel 12 § 2 Abs. 3 Satz 2 des Adoptionsge-

setzes zu beglaubigen. 
Der Beamte oder der Angestellte des Jugendamts soll keine Beurkundungen vorneh-

men, wenn ihm in der den Gegenstand des Amtsgescháfts bildenden Angelegenheit die 

Vertretung eines Beteiligten obliegt. Die Landesregierungen werden ermáchtigt, durch 

Rechtsverordnung die zustandige Behdrde abweichend von Satz 1 zu bestimmen. Sie 

künnen dieser Ermáchtigung auf oberste Landesbehürden übertragen. 

(2) (gestrichen) 

(3) Für die Tátigkeiten nach Absatz 1 ist jedes Jugendamt zustandig. 

§ 50 [Vollstreckung aus vom Angehürigen des Jugendamts aufgenommenen Urkun-

den] 

(1) Aus Urkunden, die eine Verpflichtung nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 zum Gegen-

stand haben und die von einem Beamten oder Angestellten des Jugendamts innerhalb 

der Grenzen seiner Arntsbefugnisse in der vorgeschriebenen Form aufgenommen sind, 

findet die Zwangsvollstreckung statt, wenn die Erklárung die Zahlung einer bestimmten 

Geldsumme betrifft und der Schuldner sich in der Urkunde der sofortigen Zwangsvoll- 
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streckung unterworfen hat. Auf die Zwangsvollstreckung sind die Vorschriften, welche für die Zwangsvollstreckung aus gerichtlichen Urkunden nach § 794 Abs. 1 Nr. 5 der Zi-vilprozeBordnung gelten, mit folgenden MaBgaben entsprechend anzuwenden: 1. Die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem Beamten oder Angestellten des Ju-gendamts erteilt, der für die Beurkundung der Verpflichtungserklárung zustándig ist, 
2. über Einwendungen, welche die Zulássigkeit der Vollstreckungsklausel betref-fen, und über die Erteilung einer weiteren vollstreckbaren Ausfertigung entscheidet das für das Jugendamt zustándige Amtsgericht. 
(2) Für Urkunden, die von einem Beamten oder Angestellten des Jugendamts inner-halb der Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vorgeschriebenen Form aufgenommen worden sind, gelten § 642 c Nr. 2 und § 642 d der ZivilprozeBordnung (Regelunterhalt, Zu- und Abschlag zum Regelunterhalt) entsprechend. 

§ 51 [Beratung und Unterstützung von Eltern in der Personensorge] 
(1) Das Jugendamt hat einen Elternteil, dem die Sorge für die Person des Kindes allein zusteht, auf Antrag bei der Ausübung der Personensorge, insbesondere bei der Geltend-machung von Unterhaltsansprüchen des Kindes zu beraten und zu unterstützen. 
(2) Leben die Eltern des Kindes getrennt, ohne dan die Sorge für die Person des Kindes einem Elternteil übertragen ist, so gilt Absatz 1 für den Elternteil entsprechend, in des-sen Obhut sich das Kind befindet oder der Unterhaltsansprüche des Kindes gegen den anderen Elternteil geltend machen will. 

§ 51 a [Beratung und Hilfe über Familienunterbringung] 
(1) Gleichzeitig mit der Belehrung nach § 1748 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz-buchs hat das Jugendamt den Elternteil über Hilfen zu beraten, die das Verbleiben des Kindes in der eigenen Familie oder seine Unterbringung in einer geeigneten Familie er-müglichen kiinnten. Im Verfahren über die Ersetzung der Einwilligung in die Annahme als Kind hat das Jugendamt dem Vormundschaftsgericht mitzuteilen, welche Hilfen ge-wáhrt oder angeboten worden sind. 
(2) Vor einer Ersetzung der elterlichen Einwilligung in die Annahme als Kind nach § 1748 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs hat das Jugendamt zu prüfen, ob durch Ge-wiihrung von Hilfen die Familienunterbringung des Kindes ermüglicht oder die Gefahr für das Kind auf andere Weise behoben werden kann. 

§ 51 b [Beratung des Vaters des nichtehelichen Kindes] 
Das Jugendamt hat den Vater des nichtehelichen Kindes über seine Rechte aus § 1747 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beraten. Die Beratung soll so rechtzeitig erfolgen, da13 der Vater sich, ehe das Kind in Pflege gegeben wird (§ 1744 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), entscheiden kann, ob er die Ehelicherkláning oder die An-nahme des Kindes beantragen oder ob er auf den Antrag verzichten will, spátestens je-doch vor der Anhiirung des Jugendamts oder vor der Abgabe der gutachtlichen ÁuBe-rung durch das Jugendamt. 
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§ 52 [Beratung der werdenden Mutter] 
(1) Das Jugendamt hat eine werdende Mutter mit ihrem Einverstándnis zu beraten und zu unterstützen, soweit ein Bedürfnis hierfür erkennbar geworden ist. 
(2) Ist anzunehmen, dall das Kind nichtehelich geboren wird, so hat das Jugendamt im Einverstándnis mit der Mutter vor der Geburt die Feststellung der Vaterschaft durch Er-mittlungen und sonstige Mafinahmen vorzubereiten. Dies gilt nicht, wenn mit dieser Aufgabe ein Pfleger für die Leibesfrucht betraut ist oder wenn das Vormundschaftsge-richt angeordnet hat, da13 eine Pflegschaft nicht eintritt. 
(3) Das Jugendamt hat die Mutter eines nichtehelichen Kindes mit ihrem Einverstánd-nis vor und nach der Entbindung bei der Geltendmachung ihrer Ansprüche nach den §§ 1615 k und 1615 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beraten und zu unterstützen. 

§ 52 a [Aufgabe des Familiengerichts] 
Für die Anwendung der vorstehenden Vorschriften tritt das Familiengericht hinsichtlich der ihm obliegenden Verrichtungen an die Stelle des Vormundschaftsgerichts. 

4. Vereinsvormundschaft 

§ 53 [Bestellung von Vereinen als Pfleger, Vormünder oder Beistánde] 
(1) Durch die Landesgesetzgebung kann bestimmt werden, unter welchen Vorausset-zuníen ein rechtsfáhiger Verein vom Landesjugendamt für geeignet erklárt werden kann, Pflegschaften, Vormundschaf ten oder Beistandschaf ten zu übernehmen. 
(2) Die Eignungserklárung ist widerruflich und kann unter Auflagen erteilt werden. Sie soll nur erteilt werden, wenn der Verein eine ausreichende Zahl fachlich ausgebilde-ter Mitglieder hat. Sie kann ferner auf den Bereich eines Landesjugendamts oder auf einen Teil dieses Bereichs beschránkt werden. 

§ 54 [Aufhebung und Ánderung von Vorschriften des BGB] 
(1) Artikel 136 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch und die §§ 1783 und 18871 ) des Bürgerlichen Gesetzbuchs werden aufgehoben. Dem § 1784 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wird folgender Absatz 2 angefügt: »Diese Erlaubnis darf nur versagt werden, wenn ein wichtiger dienstlicher Grund vorliegt.« 
(2) Dem § 1786 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs werden die Worte hinzugefügt: »welche zwei und mehr noch nicht schulpflichtige Kinder besitzt oder glaubhaft macht, dall die ihr obliegende Fürsorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes dauernd be-sonders erschwert.« 

1) Der spáter durch das Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder vom 19.8. 1969 (BGBI. 1 S. 1243) eingefügte neue § 1887 BGB wird hiervon nicht betroffen. 
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Abschnitt V a . 
Vormundschaft und Pflegschaft über Volljáhrige 

§ 54 a [Entsprechende Anwendung bestimmter Vorschriften] 

Auf die Vormundschaft, Pflegschaft und Gegenvormundschaft über Volljáhrige sind die 
§§ 11, 37 bis 39 b, 45, 47 bis 48 und 53 entsprechend anzuwenden. Dies gilt sinngemáfi, 
wenn nach § 1897 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs an die Stelle des Jugendamts 
eine andere Behhrde tritt. 

Abschnitt VI 
Erziehungsbeistandschaft, Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 

1. Erziehungsbeistandschaft 

§ 55 [Voraussetzungen für die Bestellung eines Erziehungsbeistands] 

Für einen Minderjáhrigen, dessen leibliche, geistige oder seelische Entwicklung gefáhr-
det oder geschádigt ist, ist ein Erziehuh beistand zu bestellen, wenn diese Mannahme 
zur Abwendung der Gefahr oder zdr Beseitigung des Schadens geboten und ausrei-
chend erscheint. 

§ 56 [Bestellung des Erziehungsbeistands durch das Jugendamt] 

(1) Das Jugendamt bestellt den Erziehungsbeistand auf Antrag der Personensorgebe-
rechtigten. 

(2) Der Erziehungsbeistand ist durch eine andere Person zu ersetzen, wenn es das 
Wohl des Minderjáhrigen erfordert. 

§ 57 [Bestellung des Erziehungsbeistands durch das Vormundschaftsgericht] 

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 55 vor, wird aber ein Erziehungsbeistand nicht 
nach § 56 bestellt, so ordnet das Vormundschaftsgericht die Bestellung an. Der Erzie-
hungsbeistand ist sodann vom Jugendamt zu bestellen. § 56 Abs. 2 ist anzuwenden. 

(2) Das Vormundschaftsgericht entscheidet von Amts wegen oder auf Antrag. An-
tragsberechtigt ist jeder Personensorgeberechtigte und das Jugendamt. 

(3) Vor der Beschluflfassung sind die Antragsberechtigten und der Minderjáhrige zu 
heiren, soweit sie erreichbar sind. 

(4) Der Beschlufl des Vormundschaftsgerichts ist den in Absatz 2 Satz 2 Genannten 
und dem Minderjáhrigen, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, bekanntzugeben. 
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Die Begründunides Beschlusses ist dem Minderjáhrigen nicht mitzuteilen, soweit sich 
aus ihrem Inhalt Nachteile für seine Erziehung ergeben kiinnen. 

(5) Hat ein Vormundschaftsgericht entschieden, in dessen Bezirk der Minderjáhrige 
nicht seinen geweihnlichen Aufenthaltsort hat, so sol! die Sache auf Antrag des Jugend-
amts gemid) § 46 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit, sofern nicht besondere Gründe dagegen sprechen, an das Vormundschaftsgericht 
abgegeben werden, in dessen Bezirk der Minderjáhrige seinen gewkihnlichen Aufent-

haltsort hat. 

§ 58 [Aufgaben des Erziehungsbeistands] 

(1) Der Erziehungsbeistand unterstützt die Personensorgeberechtigten bei der Erzie-
hung. Er steht dem Minderjáhrigen mit Rat und Hilfe zur Seite und berát ihn auch bei 
Verwendung seines Arbeitsverdienstes. Er hat bei der Ausübung seines Amts das Recht 
auf Zutritt zu dem Minderjáhrigen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschránkt. 

(2) Der Erziehungsbeistand hat dem Jugendamt und, falls er auf Grund eines Beschlus-
ses des Vormundschaftsgerichts bestellt ist, auch dem Vormundschaftsgericht auf Ver-
langen zu berichten. Er hat jeden Umstand unverzüglich mitzuteilen. der Anlal3 geben 

khnnte, weitere erzieherische Mafinahmen zu treffen. 

§ 59 [Auskunftspflicht gegenüber dem Erziehungsbeistand] 

Die Personensorgeberechtigten, der Arbeitgeber, die Lehrer und Personen, bei denen 
sich der Minderjáhrige nicht nur vorübergehend aufhált, sind verpflichtet, dem Erzie-

hungsbeistand Auskunft zu geben. 

§ 60 [Unterstützung des Erziehungsbeistands durch das Jugendamt] 

Das Jugendamt hat den Erziehungsbeistand zu beraten und bei seiner Tátigkeit zu un-

terstützen. 

§ 61 [Ende und Aufhebung der Erziehungsbeistandschaft] 

(1) Die Erziehungsbeistandschaft endet mit der Volljáhrigkeit. 

(2) Die Erziehungsbeistandschaft ist aufzuheben, wenn der Erziehungszweck erreicht 
oder die Erreichung des Erziehungszwecks anderweitig sichergestellt ist. Sie ist insbe-
sondere aufzuheben, wenn die Ausführung der Freiwilligen Erziehungshilfe oder der 
Fürsorgeerziehung beginnt. Sie ist ferner aufzuheben, wenn im Fall des § 56 Abs. 1 ein 
Personensorgeberechtigter die Aufhebung beantragt. Für die Aufhebung ist in den Fál-
sletsnnddeisg.§ 56 Abs. 1 das Jugendamt, in den übrigen Fállen das Vormundschaftsgericht zu- 
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2. Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 

§ 62 [Voraussetzungen der Freiwilligen Erziehungshilfe] 

Einem Minderjáhrigen, der das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und dessen 
leibliche, geistige oder seelische Entwicklung gefáhrdet oder geschádigt ist, ist Freiwil-
lige Erziehungshilfe zu gewáhren, wenn diese Malinahme zur Abwendung der Gefahr 
oder zur Beseitigung des Schadens geboten ist und die Personensorgeberechtigten 
bereit sind, die Durchführung der Freiwilligen Erziehungshilfe zu fürdern. 

§ 63 [Antrag der Personensorgeberechtigten] 

Das Landesjugendamt gewáhrt Freiwillige Erziehungshilfe auf schriftlichen Antrag der 
Personensorgeberechtigten. Der Antrag ist bei dem Jugendamt zu stellen. Das Ju-
gendamt nimmt zu dem Antrag Stellung. 

§ 64 [Anordnung der Fürsorgeerziehung] 

Das Vormundschaftsgericht ordnet für einen Minderjáhrigen, der das 17. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, Fürsorgeerziehung an, wenn sie erforderlich ist, weil der Min-
derjáhrige zu verwahrlosen droht oder verwahrlost ist. Fürsorgeerziehung darf nur an-
geordnet werden, wenn keine ausreichende andere Erziehungsmallnahme gewáhrt wer-
den kann. 

§ 65 [Entscheidung des Vormundschaftsgerichts] 

(1) Das Vormundschaftsgericht entscheidet von_Amts wegen oder auf Antrag. An-
tragsberechtigt sind das Jugendamt, das Landesjugendamt und jeder Personensorge-
berechtigte. Der Kreis der Antragsberechtigten kann durch Landesrecht erweitert wer-
den. 

(2) Vor der Entscheidung sind die Antragsberechtigten und der Minderjáhrige zu hü-
ren. Das Vormundschaftsgericht soll die Personensorgeberechtigten und den Minder-
jáhrigen mündlich anhüren, soweit dies ohne erhebliche Schwierigkeiten geschehen 
kann. Der Kreis der Anzuhürenden kann durch Landesrecht erweitert werden. 
(3) Der Beschlufl ist mit Gründen zu versehen. Er ist den Antragsberechtigten und, 
wenn Fürsorgeerziehung angeordnet wird, dem Minderjáhrigen, wenn er das 14. Le-
bensjahr vollendet hat, zuzustellen. § 57 Abs. 4 Satz 2 ist anzuwenden. 
(4) Gegen den Beschlull steht den in Absatz 3 Satz 2 Genannten die sofortige Be-
schwerde mit aufschiebender Wirkung zu. 

(5) § 57 Abs. 5 ist anzuwenden. 

§ 66 [Anordnung der Untersuchung durch einen Sachverstándigen] 
(1) Das Vormundschaftsgericht kann im Verfahren nach § 64 zur Beurteilung der Per- 
stinlichkeit des Minderjáhrigen die Untersuchung durch einen Sachverstándigen anord-
nen. 
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(2) Zur Vorbereitung des. Sachverstándigengutachtens kann das Vormundschaftsge-
richt die Unterbringung des Minderjáhrigen bis zu sechs Wochen in einer für die pád-
agogische, medizinische oder psychologische Beobachtung und Beurteilung geeigne-
ten Einrichtung anordnen. Erweist sich diese Zeit als nicht ausreichend, so kann das 
Vormundschaftsgericht die Unterbringung durch Beschlull verlángern. Die Dauer der 
Unterbringung darf insgesamt drei Monate nicht überschreiten. Das Grundrecht der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schránkt. 

• (3) Gegen einen Beschlull nach den Absátzen 1 und 2 steht den nach § 65 Abs. 1 Satz 2 
und 3 Antragsberechtigten die sofortige Bescbwerde mit aufschiebender Wirkung zu. 

§ 67 [Anordnung der vorláufigen Fürsorgeerziehung] 

(1) Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundschaftsgericht die vorláufige Fürsor-
geerziehung anordnen. 

(2) Gegen die Anordnung der vorláufigen Fürsorgeerziehung steht den nach § 65 
Abs. 1 Satz 2 und 3 Antragsberechtigten und dem Minderjáhrigen, wenn er das 14. Le-
bensjahr vollendet hat, die sofortige Beschwerde zu. Sie hat keine aufschiebende Wir-
kung. § 18 Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit ist nicht anzuwenden. 

(3) Die vorláufige Fürsorgeerziehung kann neben einer Unterbringung nach § 66 
Abs. 2 angeordnet werden. 

(4) Ist die vorláufige Fürsorgeerziehung angeordnet, so kann die endgültige Fürsor-
geerziehung auch noch angeordnet werden, nachdem der Minderjáhrige das 17. Le-
bensjahr vollendet hat. 

• (5) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn das Vormundschaftsgericht die Anordnung 
der endgültigen Fürsorgeerziehung ablehnt oder innerhalb von sechs Monaten keinen 
die Fürsorgeerziehung anordnenden Beschlull erlassen hat. 

§ 68 [Aussetzung des Verfahrens auf Anordnung der Fürsorgeerziehung] 

(1) Das Vormundschaftsgericht kann das Verfahren auf Anordnung der Fürsorgeer-
ziehung durch Beschlull bis zu einem Jahr aussetzen. Die Aussetzung kann aus beson-
deren Gründen durch Beschlull des Vormundschaftsgerichts auf hüchstens ein weiteres 
Jahr verlángert werden. Eine vorláufige Fürsorgeerziehung ist durch die Aussetzung 
aufgehoben. Cher das vollendete 17. Lebensjahr hinaus kann das Verfahren nicht aus-
gesetzt werden. 

(2) Gegen die Aussetzung steht den nach § 65 Abs. 1 Satz 2 und 3 Antragsberechtigten 
die sofortige Beschwerde zu. 

(3) Für die Dauer der Aussetzung hat das Vormundschaftsgericht die Bestellung eines 
Erziehungsbeistands anzuord nen. 

Das Deutsche Bundesrecht 25 
395. Lieferung - Juli 1977 



• 

• 



• 

26a 

VG 
lo 

Seite 26 

Gesetz für Jugendwohlfahrt 
Erziehungsbeistandschaft, Freiwilliprziehungshilfe 

und ursorgeerziehung 
Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 

§§ 69 - 71 

Gesetz für Jugendwohlfahrt 
Erziehungslndlchaft, Freiwillige Erziehungshilfe 
und Fürsorge iehung 
Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 
§§ 72 - 75 

VG 
lo 

Seite 26a 

§ 69 [Ausführung der Freiwilligen Erhiehungshilfe und der Fürsorgeerziehung] 

(1) Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung werden vom Landesjugendamt 
unter Beteiligung des Jugendamts ausgeführt. 

(2) Die Fürsorgeerziehung ist mit Rechtskraft, die vorláufige Fürsorgeerziehung mit 
Erlafi ríes Beschlusses ausführbar. 

(3) Die Freiwillige Erziehungshilfe und die Fürsorgeerziehung werden unter Aufsicht 
des Landesjugendamts in der Regel in einer geeigneten Familie oder in einem Heim 
durchgeführt. Eine nicht nur vorláufig angeordnete Fürsorgeerziehung kann widerruf-
lich in der eigenen Familie des Minderjáhrigen unter Aufsicht des Landesjugendamts 
fortgesetzt werden, wenn dadurch ihr Zweck nicht gefáhrdet wird. Die Aufsicht er-
streckt sich darauf, daB das leibliche, geistige und seelische Wohl des Minderjáhrigen 
gewáhrleistet ist. 

(4) Bei Ausführung der Fürsorgeerziehung gilt das Landesjugendamt für alle Rechts-
gescháfte, welche die Eingehung, Ánderung oder Aufhebung eines Arbeits- oder Berufs-
ausbildungsverháltnisses oder die Geltendmachung der sich aus einem solchen Rechts-
verháltnis ergebenden Ansprüche betreffen, als gesetzlicher Vertreter des Minderjáhri-
gen. Es ist auch befugt, den Arbeitsverdienst und die Renten des Minderjáhrigen zu ver-
walten und für ihn zu verwenden. 

(5) Bei Ausführung der Fürsorgeerziehung ist das Landesjugendamt befugt, die Ent-
mündigung eines Minderjáhrigen wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwáche zu be-
an tragen. 

§ 70 [Zustándigkeit für die Ausführung der Fürsorgeerziehung] 

Die Fürsorgeerziehung eines Minderjáhrigen ist von dem Landesjugendamt auszufüh-
ren, in dessen Bezirk das Vormundschaftsgericht seinen Sitz hat. Wird die Fürsorgeer-
ziehung vom Jugendgericht angeordnet, so ist sie von dem Landesjugendamt auszufüh-
ren, das zustándig wáre, wenn das Vormundschaftsgericht die Fürsorgeerziehung an-
geordnet hátte. 

§ 71 [Unterbringung in Fürsorgeerziehung] 

(1) Das Landesjugendamt bestimmt den Aufenthalt des Minderjáhrigen. Für die Un-
terbringung in Fürsorgeerziehung werden die Grundrechte der Freiheit der Person (Ar-
tikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 des 
Grundgesetzes) insoweit eingeschránkt. 

(2) Der Minderjáhrige soll in einer Familie oder einem Heim untergebracht werden, 
in denen die Erziehung nach den Grundsátzen seiner Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft durchgeführt wird. Davon kann abgesehen werden, 
wenn eine geeignete Familie oder ein geeignetes Heim nicht vorhanden ist oder beson-
dere erzieherische Bedürfnisse des Minderjáhrigen es erfordern; seine religielse Betreu-
ung muil gesichert sein. 

(3) Minderjáhrige, die keiner Kirche oder sonstigen Religionsgesellschaft und keiner 
Weltanschauungsgemeinschaft angehiiren, sollen nach Mbglichkeit nur mit Einver- 

stándnis der Personensorgeberechtigten oder, wenn sie das 14. Lebenájahr vollendet ha-
ben, nur mit ihrem Einverstándnis in einer Fan i lie oder einem Heim untergebracht wer-
den, in denen die Erziehung nach den Grundsátzen einer beátimmten Kirche, Religions-
gesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft durchgeführt wird. 

(4) Den Personensorgeberechtigten ist unverzüglich mitzuteilen, wo der Minderjáh-
rige untergebracht ist. Auch die Eltern, denen das Sorgerecht nicht zusteht, sind zu un-
terrichten, soweit sie erreichbar sind. Das Vormundschaftsgericht kann auf Antrag des 
Landesjugendamts anordnen, da11 der Unterbringungsort nicht mitzuteilen ist, wenn 
durch die Mitteilung der Erziehungszweck ernstlich gefáhrdet wird. Gegen den anord-
nenden Beschlufi steht den Personensorgeberechtigten und den Eltern die Beschwerde 
zu. Gegen den ablehnenden BeschluB steht die Beschwerde mit aufschiebender Wir-
kung dem Landesjugendamt zu. 

(5) Ist Fürsorgeerzlehung angeordnet, so ist auch dem Vormundschaftsgericht der Ort 
der Unterbringung mitzuteilen. 

§ 72 [Einrichtungen und Heime] 

Das Landesjugendamt soll zur Durchführung der Freiwilligen Erziehungshilfe und der 
Fürsorgeerziehung für die erforderliche Differenzierung der Einrichtungen und Heime 
nach der zu leistenden Erziehungsaufgabe sorgen. 

§ 73 [Bericht] 

Ist Fürsorgeerziehung angeordnet, so hat das Landesjugendamt dem Vormundschafts-
gericht über die Entwicklung des Minderjáhrigen und die Aussichten, die Fürsorgeer-
ziehung aufzuheben, jáhrlich mindestens einmal zu berichten. 

§ 74 [Landesrechtliche Regelung] 

(1) Das Náhere über die Ausführung der Freiwilligen Erziehungshilfe und der Fürsor-
geerziehung wird durch Landesrecht geregelt. 

(2) Die Landesregierung kann in einem Land, in dem am 1. Januar 1961 eine andere 
landesrechtliche Regelung bestand, die Zustándigkeit der Landesjugendámter nach 
diesem Abschnitt anderen Behtirden übertragen. 

§ 75 [Ende der Freiwilligen Erziehungshilfe und der Fürsorgeerziehung] 

(1) Die Freiwillige Erziehungshilfe und die Fürsorgeerziehung enden mit der Volljáh-
rigkeit. 

(2) Die Freiwillige Erziehungshilfe oder die Fürsorgeerziehung ist aufzuheben, wenn 
ihr Zweck erreicht oder anderweitig sichergestellt ist. Erfordern erhebliche, fachárzt-
lich nachgewiesene geistige oder seelische Regelwidrigkeiten des Minderjáhrigen eine 
andere Form der Hilfe, so ist die Freiwillige Erziehungshilfe oder die Fürsorgeerziehung 
erst aufzuheben, wenn die andere Form der Hilfe gesichert ist. Die Fürsorgeerziehung 
kann auch unter Vorbehalt des Widerrufs aufgehoben werden. 
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(3) Die Freiwillige Erziehungshilfe ist vom Landesjugendamt unverzüglich aufzuhe- 
ben, wenn ein Personensorgeberechtiger die Aufhebung beim Landesjugendamt bean-
tragt. 

(4) Die Fürsorgeerziehung wird durch das Vormundschaftsgericht von Amts wegen 
oder auf Antrag aufgehoben. Der Antrag kann von den nach § 65 Abs. 1 Satz 2 und 3 
Antragsberechtigten und von dem Minderjáhrigen selbst, wenn er das 14. Lebensjahr 
vollendet hat, gestellt werden. 

(5) Das Vormundschaftsgericht hat vor der Aufhebung der Fürsorgeerziehung das 
Landesjugendamt und das Jugendamt zu hiiren. Dem Landesjugendamt steht gegen 
den die Fürsorgeerziehung aufhebenden Beschlu0 die sofortige Beschwerde mit auf-
schiebender Wirkung zu. Wird die Aufhebung abgelehnt, so steht jedem Antragsbe-
rechtigten die Beschwerde zu. 

(6) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dall für die Entscheidung über die 
Aufhebung der Fürsorgeerziehung nach Absatz 4 an Stelle des Vormundschaftsgerichts 
das Landesjugendamt zustándig ist mit der MaBgabe, dal3 der Antragsteller gegen die 
Ablehnung des Antrags innerhalb von zwei Wochen seit Zustellung des ablehnenden 
Bescheides die Entscheidung des Vormundschaftsgerichts anrufen kann; gegen den 
BeschluB des Vormundschaftsgerichts findet die sofortige Beschwerde statt. 

§ 75 a [Mafinahme zur schulischen oder beruflichen Bildung] 

(1) Ist im Rahmen der Freiwilligen Erziehungshilfe oder der Fürsorgeerziehung eine 
Mafinahme zur schulischen oder beruflichen Bildung einschliefilich der Berufsvorbe-
reitung eingeleitet worden, so kann diese Mafinahme über den Zeitpunkt des Eintritts 
der Volljáhrigkeit hinaus fortgesetzt werden, wenn der Volljáhrige dies beantragt und 
sich bereit erweist, am Erfolg der Mafinahme mitzuwirken. Der Antrag kann auch schon 
innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten vor Eintritt der Volljáhrigkeit gestellt 
werden. 

(2) § 85 gilt entsprechend. 

§ 76 [Entschádigung der mündlich zu hürenden Personen] 

Die nach § 65 Abs. 2 Satz 2 und 3 mündlich zu heirenden Personen werden entsprechend 
den für Zeugen geltenden Vorschriften des Gesetzes über die Entschüdigung von Zeugen 
und Sachverstündigen in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969, zu- 
letzt geündert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 1976 (BGBI. I S. 3221), 
entschádigt; dies gilt nicht für den Minderjáhrigen und seine Eltern sowie für Behürden-
vertreter. 

§ 77 [Gerichtliche Zustándigkeit bei eiligen Mafinahmen] 

(1) Für eilige, auf Grund dieses Abschnitts zu treffende Mafiregeln ist neben dem in 
§ 43 des Gesetzes über die Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit bezeichne-
ten Gericht einstweilen auch das Gericht zustándig, in dessen Bezirk das Bedürfnis der 
Fürsorge hervortritt. Das Gericht hat die angeordneten Mal3nahmen unverzüglich dem 
endgültig zustándigen Gericht mitzuteilen; dieses wird damit ausschliefilich zustándig. 
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(2) § 43 Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ist auch anzuwenden, wenn eine Maflnahme des Vormundschaftsgerichts für einen 
Minderjáhrigen erforderlich wird, für den eine Erziehungsbeistandschaft oder ein Fiir-
sorgeerziehungsverfah ren anhángig ist. 

Abschnitt VII 
Heimaufsicht und Schutz von Minderjáhrigen unter 16 Jahren in Heimen 

§ 78 [Aufsicht über Heime und andere Einrichtungen] 

(1) Das Landesjugendamt führt die Aufsicht über Heime und andere Einrichtungen, 
in denen'Minderjáhrige dauernd oder zeitweise, ganztátig oder für einen Teil des Tages, 
jedoch regelmáflig, betreut werden oder Unterkunft erhalten. Satz 1 gilt nicht für Ju-
gendbildungs-, Jugendfreizeitstátten und Studentenwohnheime sowie für Schüler-
wohnheime, soweit sie landesgesetzlich der Schulaufsicht unterstehen. 

(2) Die Aufsicht erstreckt sich darauf, dall in den Einrichtungen das leibliche, geistige 
und seelische Wohl der Minderjáhrigen gewáhrleistet ist. Die Selbstándigkeit der Trá-
ger der Einrichtungen in Zielsetzung und Durchführung ihrer erzieherischen Aufgaben 
bleibt unberührt, sofern das Wohl der Minderjáhrigen nicht gefáhrdet wird. 

(3) In den der Heimaufsicht unterliegenden Einrichtungen muB die Betreuung der 
Minderjáhrigen durch geeignete Kráfte gesichert sein. Über die Voraussetzungen der 
Eignung sind Vereinbarungen mit den Trágern der freien Jugendhilfe anzustreben. 

(4) Der Tráger der Einrichtung hat dem Landesjugendamt zu melden 
1. Personalien und Art der Ausbildung dés Leiters und der Erzieher der Einrich-

tung, 
2. jáhrlich die Platzzahl und ihre Ánderung, 
3. die Ánderung der Zweckbestimmung der Einrichtung, 
4. unverzüglich unter Angabe der Todesursache den Todesfall eines in einer Ein-

richtung nach Absatz 1 betreuten Minderjáhrigen. 

(5) Das Landesjugendamt soll die Einhaltung der Vorschriften der Absátze 3 und 4 in 
den seiner Aufsicht unterliegenden Einrichtungen regelmáBig an Ort und Stelle über-
prüfen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschránkt. Das Landesjugendamt soll das Jugendamt 
und einen zentralen Tráger der freien Jugendhilfe, wenn diesem der Tráger der Einrich-
tung angehórt, bei der Überprüfung zuziehen. 

(6) Einem zentralen Tráger der freien Jugendhilfe kann auf Antrag die Überprüfung 
von Einrichtungen eines ihm angehórenden Trágers widerruflich übertragen werden, 
wenn dieser dem Antrag zustimmt. 

(7) Die oberste Landesbehürde kann den Betrieb von Einrichtungen, die der Heimauf-
sicht unterliegen, vorübergehend oder auf die Dauer untersagen, wenn Tatsachen fest-
gestellt werden, die geeignet sind, das leibliche, geistige oder seelische Wohl der in der 
Einrichtung betreuten Minderjáhrigen zu gefáhrden und eine unverzügliche Beseiti-
gung der Gefáhrdung nicht zu erwarten ist. Die Landesregierungen werden ermáchtigt, 

Das Deutsche Bundesrecht 26c 
395. Lieterung - Juli 1977 

• 

• • 



• 

• 



durch Rechtsverordnung die zustándige Behürde abweichend von Satz 1 zu bestim-
men. Sie künnen diese Ermáchtigung auf oberste Landesbehürden übertragen. 

(8) Das Náhere wird durch Landesrecht bestimmt. Nach Landesrecht bestimmt sich 
auch, ob und gegebenenfalls inwieweit Studentenwohnheime einer Aufsicht unterlie-
gen. 

§ 78 a [Meldepflicht] 

(1) Der Tráger einer Einrichtung, in der Minderjáhrige unter 16 Jahren ganztágig 
dauernd betreut werden und die der Heimaufsicht nach § 78 unterliegt, hat dem Landes-
jugendamt bei der Aufnahme eines Minderjáhrigen in der Einrichtung dessen Persona-
lien und aufierdem jáhrlich einmal die Personalien aller in der Einrichtung unterge-
brachten Minderjáhrigen zu melden jeweils mit Geburtsdatum, Angaben über den bis-
herigen Aufenthalt, Bezeichnung der einweisenden Stelle oder Person, Auskunft über 
die Beziehungen zur eigenen Familie, einer Áulierung darüber, ob für den Minderjáhri-
gen die Annahme als Kind in Betracht kommt und über etwa bereits laufende Vermitt-
lungsbemühungen. 

(2) Das Landesjugendamt kann widerruflich einzelne Einrichtungen, die regelmáffig 
nur Minderjáhrige aufnehmen, für welche die Annahme als Kind nicht in Betracht 
kommt, von der Meldepflicht ausnehmen. Das Landesjugendamt kann ferner bestim-
men, dail von der wiederholten Meldung desselben Minderjáhrigen abgesehen werden 
kann. 

§ 79 [Anwendung der Vorschriften über den Schutz der Pflegekinder] 

(1) Die §§ 28 bis 33 und 35 über den Schutz der Pflegekinder sind auf Minderjáhrige 
unter 16 Jahren entsprechend anzuwenden, die dauernd oder zeitweise, ganztágig oder 
für einen Teil des Tages, jedoch regelmáffig in Einrichtungen, die der Heimaufsicht 
nach § 78 Abs. 1 unterliegen, betreut werden oder Unterkunft erhalten. An die Stelle 
des Jugendamts tritt das Landesjugendamt; die Aufsichtsbefugnisse werden durch 
Landesrecht geregelt An der Wahrnehmung der Aufgaben kann das Jugendamt betei-
ligt werden. 

(2) Das Landesjugendamt kann Einrichtungen von der Anwendung des § 28 widerruf-
lich befreien. Die Befreiung kann nur versagt werden, wenn das Landesjugendamt Tat-
sachen feststellt, die die Eignung einer Einrichtung zur Pflege und Erziehung Minder-
jáhriger unter 16 Jahren ausschliel3en. 

Abschnitt VIII 
Kostentragung bei Hilfen zur Erziehung für einzelne Minderjáhrige 

§ 80 [Anwendungsbereich] 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für Hilfen zur Erziehung für einzelne Min-
derjáhrige nach § 4 oder § 5, soweit diese Leistungen von den Organen der üffentlichen 
Jugendhilfe gewáhrt werden. 
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§ 81 [Kostentragung durch die Tráger der üffentlichen Jtigendhilfe] 

(1) Die Tráger der üffentlichen Jugendhilfe, die für die Gewáhrung der Hilfen zur Er-
ziehung für einzelne Minderjáhrige zustándig sind, tragen die Kosten der Hilfe, soweit 
dem Minderjáhrigen und seinen Eltern die Aufbringung der Mittel aus ihren Einkom-
men und Vermügen nicht zuzumuten ist. 

(2) Abschnitt 4 des Bundessozialhilfegesetzes mit Ausnahme der §§ 81 und 86 ist ent-
sprechend anzuwenden, soweit in den folgenden Vorschriften nichts anderes bestimmt 
wird. 

(3) Landesrecht kann bestimmen, ob und inwieweit Hilfen nach § 5 unabhángig davon 
gewáhrt werden, ob dem Minderjáhrigen und seinen Eltern die Aufbringung der Kosten 
zuzumuten ist 

(4) Zu allgemeinen Verwaltungskosten werden der Minderjáhrige und seine Eltern 
nicht herangezogen. Landesrecht kann bestimmen, inwieweit sie zu den Kosten für den 
zur Erziehung erforderlichen Personalbedarf herangezogen werden konnen. 

§ 82 [Ansprüche gegen Dritte] 

Für die überleitung von Ansprüchen gegen Dritte und für die Inanspruchnahme eines 
nach bürgerlichem Recht Unterhaltsverpflichteten sind die §§ 90 und 91 des Bundesso-
zialhilfegesetzes entsprechend anzuwenden. 

§ 83 [Anwendung von Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes] 

(1) Wird die Hilfe zur Erziehung von einem Jugendamt gewáhrt, dessen Zustándigkeit 
auf § 11 Satz 2 beruht, so sind die §§ 103 bis 113 des Bundessozialhilfegesetzes für die 
Kostenerstattung zwischen üffentlichen Trágern entsprechend anzuwenden. 

(2) Landesrecht bestimmt, wer für dieses Gesetz überürtlicher Tráger im Sinne der 
§§ 106 und 108 des Bundessozialhilfegesetzes ist 

§ 84 [Vereinbarungen über Kostenerstattungen] 

(1) Werden zur Durchführung von Hilfen zur Erziehung Einrichtungen von Trágern 
der freien Jugendhilfe in Anspruch genommen, sind Vereinbarungen über die von den 
üffentlichen Kostentrágern zu erstattenden Kosten anzustreben, soweit darüber keine 
landesrechtlichen Vorschriften bestehen. 

(2) Die Bundesregierung kann im Falle des Absatzes 1 d urch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen, welche Kostenbestandteile bei den zu erstat-
tenden Kosten zu berücksichtigen sind. 

§ 85 [Kosten der Freiwilligen Erziehungshilfe und der Fürsorgeerziehung] 

(1) Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung werden unabhángig davon ge- 
wáhrt, ob dem Minderjáhrigen und seinen Eltern die Aufbringung der Kosten zuzumu-
ten ist. Soweit es ihnen zuzumuten ist, baben sie zu den Kosten beizutragen. Das Ná-
here zu Satz 2 wird durch Landesrecht bestimmt. Die Landesregierungen werden er- 
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máchtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dafi für die Festsetzung und Einzie-
hung der Beitriige abweichend von § 69 Abs. 1 das Jugendamt zustándig ist. Sie künnen 
diese Ermáchtigung auf oberste Landesbeharden übertragen. 

(2) Die Aufbringung der tiffentlichen Mittel ist durch Landesrecht für die Freiwillige 
Erziehungshilfe und die Fürsorgeerziehung nach einheitlichen Grundsátzen zu bestim-
men. 

(3) Die Kosten der vorláufigen Fürsorgeerziehung fallen dem Kostentráger zur Last, 
der die Kosten einer endgültig angeordneten Fürsorgeerziehung zu tragen hat, und 
zwar auch dann, wenn die Fürsorgeerziehung endgültig nicht angeordnet worden ist 

(4) Im Sinne dieser Vorschrift rechnen die kosten einer Unterbringung nach § 66 
Abs. 2 zu den Kosten der Fürsorgeerziehung, wenn die vorláufige oder endgültige Für-
sorgeerziehung angeordnet worden ist 

§ 85 a (gestrichen) 

Absch"t IX 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

§ 86 [Entziehung] 

(1) Wer einen Minderjáhrigen 
1. dem eingeleiteten gerichtlichen Verfahren auf Anordnung der Fürsorgeerzie-

hung oder der angeordneten Fürsorgeerziehung oder 
2. der gewáhrten Freiwilligen Erziehungshilfe gegen den Willen der Personensorge-

berechtigten 
entzieht oder ihn verleitet, sich zu entziehen oder ihn dabei fürdert, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 120 oder 
§ 235 des Strafgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Landesjugendamts oder der nach § 74 Abs. 2 zu-
stándigen Beh6rde verfolgt. 

§ 87 [Unbefugte Fortführung eines Heimes oder einer Fürsorgeeinrichtung] 

Wer ein Heim oder eine Einrichtung für sich oder einen anderen fortführt oder fortfüh-
ren lállt, obwohl deren Betrieb ihm oder dem anderen durch eine nach § 78 Abs. 7 erlas-
sene vollziehbare Verfügung der obersten Landesbeheirde untersagt ist, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
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§ 88 [Ordnungswidrigkeiten] 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. ein Pflegekind ohne die nach § 28 erforderliche Erlaubnis aufnimmt oder in 

Pflege behált, 
2. eine nach § 32 erforderliche Anzeige nicht, nicht unverzüglich oder unrichtig er- 

stattet. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer als Inhaber oder Leiter eines Heimes oder 
einer anderen Einrichtung 
1. eine nach § 78 a Abs. 1 erforderliche Me_Idung nicht, nicht richtig oder nicht 

rechtzeitig erstattet, 
2. einen Minderjáhrigen unter 16 Jahren ohne die nach § 79 Abs. 1 in Verbindung 

mit § 28 erforderliche Erlaubnis betreut oder ihm Unterkunft gewáhrt oder 
3. eine nach § 79 Abs. 1 in Verbindung mit § 32 erforderliche Anzeige nicht, nicht 

unverzüglich oder unrichtig erstattet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufie geahndet werden. 

Schluflbestimmung 

§ 89 [Bestimmung der Landesbehiirden] 
Welche Behiirden die in diesem Gesetz der obersten Landesbehbrde oder dem Landes-
jugendamt übertragenen einzelnen Aufgaben wahrzunehmen haben, bestimmt die Lan- 
desregierung. 
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Vorwort 

Am 1. April 1985 wird das Gesetz zur Neuregelung des Jugendschutzes in der 

Offentlichkeit in Kraft treten. Schwerpunkte der Novellierung sind ein verbes-

sertes Instrumentarium zur Bekámpfung des AlkoholmiBbrauchs sowie die 

Schaffung von Mitteln, Kinder und Jugendliche vor neuartigen Gefáhrdungen 

durch Auswüchse in Videoprogrammen mit Horror- und pornographischen 

Filmen zu bewahren. 

Das hiermit vorgelegte Erláuterungsbuch will der Praxis in Betrieben, Behór-

den (insbesondere den Jugendámtern) und Verbánden eine schnelle und 

zuverlássige Orientierung über das neue Recht ermóglichen. Besonderer Wert 

wird auf die Darstellung der Gesetzesmaterialien sowie auf verfassungs- und 

strafrechtliche Aspekte gelegt. Móge das Erláuterungsbuch allen an Fragen des 

Jugendschutzes Interessierten eine Hilfe dazu sein, die neuen Vorschriften 

richtig und wirksam anzuwenden. 

Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, daB ein neues Gesetz allein und 

sei es noch so perfekt — nicht ausreicht, Schaden von ICindern'und Jugendlichen 

fernzuhalten. In erster Linie ist es Sache der Eltern, der Schule und anderer 

Erziehungsberechtigter, im Gesprách mit Kindern und Jugendlichen immer 

wiceler auf die Gefáhrdungen durch Alkohol-, durch Tabak-, durch Videokon-

suin hinzuweisen. Auch hierzu mag das Erláuterungsbuch nützliche Hinweise 

geben kónnen. 

Februar 1985 

Der Verfasser 

ISBN 3-88784-065-8 

Alle Rechte vorbehalten. Auch die fotomechanische Vervielfáltigung des 
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Einleitung 

1. Zur Entstehungsgeschichte des Gesetzes 
zur Neuregelung des Schutzes der Jugend 
in der offentlichkeit 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der óffentlichkeit vom 4.12.1951 
(BGBI. I S. 936) i. d. F. vom 27.7.1957 (BGBI. I S. 1058), zuletzt geándert 
durch Art. 76 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2.3.1974 
(BGBI. I S. 469), war in vielerlei Hinsicht nicht mehr als zeitgemáB empfunden 
worden. Es sollte bereits in der 6. Legislaturperiode grundlegend novelliert 
werden. 1973 war es bis zu einem Referentenentwurf, der aber wegen der 
damals als vorrangig angesehenen Arbeiten an dem Entwurf eines Jugendhilfe-
gesetzes nicht weiterverfolgt wurde, 1976 sogar bis zu einem Kabinettentwurf 
gekommen. Der vom BMJFG vorgelegte Entwurf wurde aber vom Kabinett 
nicht verabschiedet. Mitbestimmend hierfür war die Erwágung, daB eine 
Überprüfung und Harmonisierung der im Gesetz über die Verbreitung jugend-
gefáhrdender Schriften, im Gesetz zum Schutze der Jugend in der 0ffentlich-
keit und im Strafgesetzbuch enthaltenen Bestimmungen notívendig erschien. 
Es sollte nunmehr eine Novelle vorgelegt werden, die — im Ánderungsstil 
abgefaBt — nur die beabsichtigten Ánderungen enthalten sollte. 

Erst in der 9. Legislaturperiode wurde sodann vom Kabinett ein Regierungs-
entwurf beschlossen (Drucks. 9/1992), der aber wegen des vorzeitigen Endes 
der Legislaturperiode nicht mehr im Deutschen Bundestag beraten werden 
konnte. 

In der 10. Legislaturperiode wurde auf Initiative der Fraktionen von CDU/ 
CSU und FDP der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Jugendschut-
zes in der 0ffentlichkeit eingebracht (Drucks. 10/722). In ihm wurden auch 
verschiedene Ánderungsvorschláge des Bundesrates zu dem Regierungsent-
wurf aus der vergangenen Legislaturperiode sowie — erstmals — die Problematik 
der Videokassetten aufgegriffen (vgl. dazu auch die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD zur Jugendgefáhrdung 
durch Videoprogramme mit Horror-, kriegsverherrlichenden, gewaltverherrli-
chenden und•pornographischen Filmen — Drucks. 9/2302). Zum Entwurf vgl. 
Schefold in ZRP 1984, S. 127. 

Zu den eingehenden Beratungen des Entwurfs im federführeiden AusschuB 
des Deutschen Bundestages für Jugend, Familie und Gesundheit, in deren 
Verlauf .auch zwei Anhórungen von Sachverstándigen stattgefunden haben, 
vgl. den AusschuBbericht unter I. (Drucks. 10/2546, abgedruckt unter Einlei-
tung 3.). 





Einleitung 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz zur Neuregelung des Jugendschutzes 
in der óffentlichkeit am 6. 12. 1984 verabschiedet. Der Bundesrat hat dem 
Gesetz in seiner 546. Sitzung am 7. 2. 1985 zugestimmt (BR-Drucks. 12/85 - 
BeschluB); zu der von dem AusschuB für Kulturfragen empfohlenen Einberu-
fung des Vermittlungsausschusses im Hinblick auf das Ziel, die gewerbliche 
Vermietung jugendgefáhrdender Filme z. B. in Videotheken schlechthin zu 
verbieten, ist es nicht gekommen. 

Das Gesetz ist am 25. 2. 1985 vom Bundesprásidenten ausgefertigt und im 
Bundesgesetzblatt Teil I Nr. 12 vom 5. 3. 1985, Seite 425, verkündet worden. 
Es wird - vorbehaltlich bestimmter Sonderregelungen - am 1. 4. 1985 in Kraft 
treten. Zum Gesetz vgl. v. Hartlieb in NJW 1985, S. 830. 

2. Aus der Begründung des Entwurfs (Drucks. 10/722) 

„A. Allgemeines 

Die gesetzliche Neuregelung des Jugendschutzes in der óffentlichkeit ist seit 
dem Jahr 1970 immer wieder in Angriff genommen worden, aus unterschiedli-
chen Gründen aber bisher nicht zum AbschluB gekomm n. 

Infolge der Anderung der Lebensverháltnisse und -gewohnheiten, zu der der 
technische Fortschritt in nicht unerheblichem MaBe beigetragen hat, ist die 
Neuregelung des in seinen wesentlichen Teilen aus den Jahren 1951 und 1957 
stammenden Gesetzes überfállig geworden; sie muB im Interesse eines zeitge-
máBen und wirksamen Schutzes von Kindern und Jugendlichen gegen die 
Gefáhrdungen, denen sie in der óffentlichkeit ausgesetzt sind, móglichst 
kurzfristig zum AbschluB gebracht werden. 

Der. Vorliegende Entwurf knüpft an den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Anderung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der óffentlichkeit (Druck-
sache 9/1992) an, der noch vor dem konstruktiven MiBtrauensvotum am 
1. Oktobei 1982 von der damaligen Bundesregierung vorgelegt worden war, 
vom 9. Deutschen Bundestag aber wegen dessen vorzeitiger Auflósung nicht 
mehr beraten werden konnte. Er weicht u. a. von diesem ab, wo es mit 
Rücksicht auf die aktuelle Entwicklung bei Vermietung und Verkauf bespielter 
Videokassetten und mit Rücksicht auf die Vorschláge des Bundesrates zur 
damaligen Regierungsvorlage und die aus der GegenáuBerung der damaligen 
Bundesregierung ersichtlichen Hinweise erforderlich erscheint. Wegen des 
Umfangs der im Entwurf enthaltenen Anderungen des geltenden Rechts und 
neuen Vorschriften sowie aus Gründen der Übersichtlichkeit wird das Gesetz 
zum Schutze der Jugend in der Ciffentlichkeit (Artikel 1 des Entwurfs) insge-
samt neu gefaBt. Wegen der Auswüchse auf dem Videokassettenmarkt wird in 
diesem Zusammenhang auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
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Anfrage der Fraktion der SPD zur Jugendgefálirdung durch Videoprogramme 
mit Horror-, kriegsverherrlichenden, gewaltverherrlichenden und pornogra-
phischen Filmen (Drucksache 9/2302) Bezug genommen. Wegen der Vor-
schláge des Bundesrates und der auf dieser Grundlage in den Entwurf über-
nommenen inhaltlichen und redaktionellen Anderungen wird auf die Begrün-
dung der Regierungsvorlage (Drucksache 9/1992, S. 7 bis 13), auf die Stellung-
nahme des Bundesrates (a. a. O., S. 14 bis 16) und die GegenáuBerung der 
Bundesregierung (a. a. O., S. 17 und 18) hingewíesen. 
Der Gesetzentwurf geht von den in unserer Rechtsordnung allgemein aner-
kannten Grundsátzen des Rechts junger Menschen auf Erziehung, der Eltern-
verantwortung und der Jugendhilfe aus und dient seinerseits dem Ziel, inner-
halb seines Anwendungsbereichs zur Verwirklichung dieser Grundsátze beizu-
tragen. 
Für die Entwicklung des jungen Menschen zur eigenverantwortlichen Persón-
lichkeit, für den Aufbau seiner persanlichen Lebensperspektiven und für seine 
Integration in die Gesellschaft steht die erzieherische Einwirkung in der 
Familie, in der Schule und in der Jugendhilfe im Vordergrund. Die Stárkung 
und Unterstützung der Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder hat dabei 
Vorrang vor den im Hinblick auf das staatliche-  Wáehteramt zulássigen Ein-
schránkungen des Elternrechts. 
Der Jugendschutz in der offentlichkeit steht in enger Verbinlung zur Jugend-
hilfe mit ihren Teilbereichen wie Familienfórderung, Erziehungsberatung, 
Pflegekinderwesen, Jugend- und Vorrnundschaftsgerichtshilfe, Amtsvormund-
schaft, Amtspflegschaft und Heimerziehung. Der Jugendschutz ergánzt die 
Hilfsangebote und -maBnahmen der Jugendhilfe durch die prophylaktisch 
ansetzende Abwehr bestimmter milieubedingter Gefáhrdungssituationen, 
denen Kinder und Jugendliche in der offentlichkeit ausgesetzt sind. Der 
Jugendschutz in der óffentlichkeit, dem somit als Teilbereich der Erziehung 
die Aufgabe gestellt ist, das Erziehungsumfeld gegen einige typische, auBer-
halb der Privatspháre liegende, für die Erziehung ungünstige EinfluBfaktoren 
abzuschirmen (vgl. Drucksache 9/1922, S. 7), soll durch seine Normen zugleich 
Mal3stábe bilden und so zur sozialethischen Orientierung beitragen, ?die' in 
unserer heutigen Gesellschaft nur im Zusammenwirken von Eltern sowie im 
staatlichen und auBerstaatlichen Bereich von Schule, Jugendhilfe, Kirchen, 
Berufsorganisationen, Parteien, Wissenschaft und anderen gefunden werden 
kann` (a. a. O., S. 7). 
Im einzelnen sind folgende Schwerpunkte hervorzuheben: 
— Mit Rücksicht auf den Vorrang der Elternverantwortung soll das Verhalten 

von Kindern und Jugendlichen in der óffentlichkeit nach Méglichkeit von 
Einschránkungen freigehalten werden, wenn diese sich in Begleitung ihrer 
Erziehungsberechtigten befinden. Der Entwurf verzichtet daher in diesem 
Fall auf Regelungen zur 'Anwesenheit Minderjáhriger in Gaststátten und 
bei óffentlichen Tanzveranstaltungen. 

1

1 
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3. Aus dem Bericht des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit des Deutschen Bundestages 
(Drucks. 10/2546) 

„I. Allgemeines 

1. 

Der Deptsche Bundestag hat den von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
eingebrachten Gesetzentwurf in seiner 47. Sitzung am 19. Januar 1984 in erster 
Lesung beraten. Er hat ihn an den AusschuB für Jugend, Familie und Gesund-
heit federführend und an den InnenausschuB, den RechtsausschuB und den 
AusschuB für Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen. 
Der AusschuB für Jugend, Familie und Gesundheit hat die Beratungen am 
14. Márz 1984 aufgenommen. In zwei zu dem Gesetzentwurf durchgeführten__ 
óffentlichen Anhürungen am 11. April 1984 (19. Sitzung) und 27. Juni 1984 
(24. Sitzung) hat der AusschuB u. a. Vertreter von Jugendverbánden, Kirchen, 
der betroffenen Wirtschaftskreise, der freiwilligen Selbstkbntrolle der Film-
wirtschaft, der Bundesprüfstelle für jugendgefáhrdende Schriften sowie Sach-
verstándige — insbesondere zu den rechtlichen Aspekten des Entwurfs und zu 
den Auswirkungen von Gewaltdarstellungen auf Jugendliche — gehürt. 

In seiner 33. Sitzung am 14. November 1984 hat der AusschuB für Jugend, 
,Familie und Gesundheit seine Beratungen abgeschlossen. Die mündlichen und 
schriftlichen Beitráge der Teilnehmer an den óffentlichen Anhórungen sind in 
die Beratung einbezogen worden. Auf die stenographischen Protokolle Nr. 19 
und Nr. 24 (jeweils Teil II) und die als AusschuBdrucksachen verteilten schrift-
lichen Stellungnahmen wird Bezug genommen. 
Der InnenausschuB hat in seiner Sitzung vom 19. September 1984 von dem 
Gesetzentwurf Kenntnis genommen. Der AusschuB für Wirtschaft hat in seiner 
Stellungnahne vom gleichen Tage mit Mehrheit (bei sieben Enthaltungen) die 
Annahme des Gesetzentwurfs empfohlen. 
Der RechtsausschuB hat in seiner Stellungnahme vom 15. Oktober 1984 mit der 
Mehrheit von acht Stimmen bei vier Gegenstimmen und einer Enthaltung die 
Annahme des Gesetzentwurfs mit einer Reihe von Anderungen empfohlen. 
Diese Anderungen sind hinsichtlich des Artikels 1 des Gesetzentwurfs — mit 
Ausnahme von § 7 — in die jetzt vorgeschlagene Fassung übernommén worden. 
Im übrigen ist der federführende AusschuB teilweise von den Vorschlágen des 
Rechtsausschusses abgewichen; hierauf wird im einzelnen unter II. einge- , gangen. 
Der AusschuB für Jugend, Familie und Gesundheit begrüBte eínhellig die 
grundsátzliche Zielsetzung des Gesetzentwurfs, den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen, insbesondere gegenüber Auswüchsen beim Vertrieb bespielter 

Die Vorschriften gegen den Alkohol- und Tabakkonsum Minderjáhriger 
bleiben vol] aufrechterhalten und sollen dadurch wirksamer gemacht wer-
den, daB künftig auch andere alkoholische Getránke als Branntwein an 
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren auch nicht mehr zum — angebli-
chen — Verzehr durch Erwachsene abgegeben werden dürfen. AuBerdem 
sol] über das geltende Recht hinaus die Abgabe alkoholischer Getránke 
durch Automaten in der Offentlichkeit genereil verboten werden. Dies 
wird als ein notwendiger Beitrag zur Bekámpfung des AlkoholmiBbrauchs 
durch Minderjáhrige angesehen. 

• — Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf eine diesbezügliche Kleine 
Anfrage der SPD-Fraktion ihre Besorgnis über die Auswüchse bei den 
Angeboten bespielter Videokassetten zum Ausdruck gebrácht und nüti-
genfalls die Schaffung einer Kontrollmóglichkeit im Vorfeld des Strafrechts 
und des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefáhrdender Schriften in 
Aussicht gestellt, um den Jugendschutz in diesem Bereich zu verbessern. 
Die Rechtsgrundlagen für eine gesetzliche Kontrollmüglichkeit dieser Art 
werden in Artikel 1 § 7 in Verbindung mit Artikel 2 und 3 dieses Entwurfs 
vorgeschlagen. Die Regelung beinhaltet im wesentlichen eine Anlehnung 
an die für die Freigabe von Kinospielfilmen maBgebenden Normen des 
geltenden Rechts. 

Die allgemein als überholt angesehenen Verbote der Anwesenheit von Kin-
dern bei Varieté-, Kabarett- und Revueveranstaltungen sollen aufgehoben 
werden. Kindern unter sechs Jahren sol] nunmehr bei Begleitung durch einen 
Erziehungsberechtigten der Besuch für sie geeigneter Filmveranstaltungen 
ermaglicht werden. Ferner sol] die Móglichkeit geschaffen werden, die Anwe-
senhlit Minderjáhriger in Gewerbebetrieben oder bei Veranstaltungen im 
Falle einer dort bestehenden konkreten Gefáhrdung einzuschránken oder zu 
unterbinden. 

Spielhallen sollen auch weiterhin für Kinder und Jugendliche un,zugánglich 
bleiben. Elektronische Video-Spielautomaten mit kriegsverherrlichenden und 
gewaltorientierten Darstellungen sollen in der Offentlichkeit an Kindern und 
Jugendlichen zugánglichen Orten nicht mehr aufgestellt werden dürfen; für 
andere Video-Spielgeráte sol] die Aufstellung in der Offentlichkeit einge-
schránkt werden. 

Die gesetzliche Neuregelung und Anpassung an die heutigen Verháltnisse sol] 
gleichzeitig dazu beitrágen, daB die Vorschriften wieder in vollem Umfang 
beachtet und von den zustándigen Behórden durchgeführt werden." 
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Videokassetten und den Gefahren des AlkoholmiBbrauchs, zu verbessern. 
Einzelheiten des Koalitionsentwurfs hielt er jedoch in Übereinstimmung mit 
der Bundesregierung aus sachlichen wie auch aus rechtlichen Gründen für 
ánderungs- oder ergánzungsbedürftig. Dabei ergaben sich im AnsschuB Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen den Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
einerseits und der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf der 
anderen Seite. Der AusschuB hat schlieffirch in seiner Sitzung vom 14. Novem-
ber 1984 mit der Mehrheit der Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD — die Fraktion DIE 
GRÜNEN war bei der SchluBabstimmung nicht vertreten — beschlossen, dem 
Deutschen Bundestag die Annahme des Gesetzentwurfs mit den unter II. 
erláuterten Ánderungen und Ergánzungen zu empfehlen. 

2. 

Der Gesetzentwurf geht von den in unserer Rechtsordnung allgemein aner-
kannten Grundsátzen des Rechts junger Menschen auf Erziehung, der Eltern-
verantwortung und der Jugendhilfe aus. Er dient dem Ziel, innerhalb seines 
Anwendungsbereichs dazu- beizutragen, daB diese Grundsátze verwirklicht 
werden. Stárkung und Unterstützung der Eltern bei der Erziehung ihrer _ 
Kinder haben Prioritát vor den aufgrund des staatlichen Wáchteramts zulássi-

\ gen Einschránkungen des Elternrechts. Der Entwurf respektiert diesen verfas-
sungsrechtlichen Vorrang der Elternverantwortung. Mit dieser Vorgabe wollen 
die Vorschriften des Jugendschutzgesetzes das Erziehungsumfeld gegen einige 
typische, auBerhalb der Privatspháre liegende und für die Erziehung ungün- 
stige EinfluBfaktoren abschirmen. • 

Im einzelnen verfolgt das vorgeschlagene Gesetz folgende Hauptziele: 
— Mit Rücksicht auf den Vorrang der Elternverantwortung wird das Verhal-

ten von,Kindern und Jugendlichen in der Óffentlichkeit so weit wie móglich 
dann von Einschránkungen freigehalten, wenn Kinder und Jugendliche 
sich in Begleitung ihrer Erziehungsberechtigten befinden. 

-- Die Vorschriften gegen den Alkohol- und Tabakkonsum Minderjáhriger 
bleiben voll aufrechterhalten. Im Interesse eines wirksameren Schutzes vor 
Gesundheitsscháden werden die Alkoholabgabevorschriften verschárft. 

— Kernstück des Gesetzes sind ergánzende Vorschriften zur Eindámmung 
der Auswüchse auf dem Videokassettenmarkt. Im einzelnen sind hierzu 
folgende Neuregelungen vorgesehen: 

—a) Vmkontrolle und Alterseinstufung für Videokassetten unter Verant-
wortung der obersten Landesjugendbehórderi. 

Videokassetten und sonstige Bildtráger dürfen Kindern und Jugend-
lichen künftig nur noch dann zugánglich gemacht werden, wenn die 
Kassettenprogramme vorher eine entsprechende Altersfreigabe erhal- 
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ten haben. Durch ein fálschungsfestes Kennzeichen auf der Videokas-
sette wird für Handel und Konsumenten ohne weiteres erkennbar sein, 
welches Videoprogramm an Kinder und Jugendliche welchen Alters 
abgegeben werden darf. Die Durchführung dieser ,Video-Kontrolle' 
wird — wie bei der Filmprüfung — Aufgabe der' obersten Landesjugend-
behórden sein, die sich dabei der FSK als gutachterlicher Stelle bedie-
nen. Die FSK wird personell und strukturell verándert, damit dem 
Jugendschutzanliegen besser Rechnung getragen werden kann. 

b) Vermietverbot für pornographische, offensichtlich schwer jugendge-
fáhrdende und von der Bundesprüfstelle für jugendgefáhrdende Schrif-
ten indizierte Videokassetten. 

Die vorgenannten jugendgefáhrdenden Videoprogramme dürfen künf-
tig nur noch in speziellen Ladengescháften mit separatem Eingang 
vermietet werden, zu denen Kinder und Jugendliche keinen Zutritt 
haben. Im übrigen ist — unter Beachtung der Werbe-, Vertriebs- und 
Weitergabeverbote des § 184 Abs. 1 StGB und des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefáhrdender Schriften — nur noch der Verkauf an 
Erwachsene zulássig. 

c) Verschárfung des strafrechtlichen Verbots exzessiver Gewaltdarstel-
lungen. 

Nach § 131 StGB soll künftig die Hersteilung, Verbreitung und Einfuhr 
von Medien mit grausamen oder sonst unmenschlichen Darstellungen 
von Gewalttátigkeiten gegen Menschen auch dann verboten sein, wenn 
mit diesen Darstellungen keine Verherrlichung oder Verharmlosung 
der Gewalttátigkeit verbunden ist. Alternativ zu den Tatbestandsmerk-
malen der ,Verherrlichung oder Verharmlosung', die sich in der Ver-
gangenheit als kaum justitiabel erwiesen haben, werden künftig von 
dem Verbot auch solche Medien erfaBt, die grausame oder sonst 
unmenschliche Gewalttátigkeiten gegen Menschen derart schildern, 
daB das Grausame oder Unmenschliche des Vorganges ,in einer die 
Menschenwürde verletzenden Weise' dargestellt wird. 

Das mit diesen Regelungen geschaffene dreistufige System soll den Jugend-
schutz gegen die Auswüchse auf dem Videokassetten-Markt durchgreifend 
• verbessern. 

3. 

Im Laufe der AusschuBberatungen erwies sich vor allem die im Gesetzentwurf 
vorgeschlagene verschárfende Neufassung des § 131 StGB als ánderungsbe-
dürftig. Zur Verwirklichung der mit dem Entwurf verfolgten Absicht, der 
Verbreitung bestimmter extremer Gewaltdarstellungen insbesondere auf 
Videokassetten auch mit den Mitteln des Strafrechts zu begegnen, bedurfte es 
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einer Formulierung, die einerseits besser als das geltende Recht geeignet war, die angesprochenen Tatbestánde strafrechtlich zu erfassen, andererseits aber auch den verfassungsrechtlichen Erfordernissen Rechnung trug. Gerade der letzte Punkt ist in einer Reihe von Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf besonders angesprochen und insbesondere in der óffentlichen Anhórung am 27. Juni 1984 eingehend erortert worden. Die ursprünglich vorgesehene Neu-fassung des § 131 StGB schien nicht konkret genug, um dem verfassungsrechtli-chen Gebot ausreichender Bestimmtheit zu entsprechen. Mit der jetzt vorge-schlagenen Formulierung, die auf die Empfehlung des gerade mit dieser Frage sehr eingehend befaBten Rechtsausschusses zurückgeht, sind die verfassungs-rechtlichen Bedenken nach Auffassung der AusschuBmehrheit ausgeráumt. Auf die bewuBt sehr ausführlich gehaltenen Erláuterungen zu dieser Vorschrift unter II. wird verwiesen. — Die Mitglieder der Fraktion der SPD sprachen sich gegen die beabsichtigte Anderung des § 131 StGB aus, die ihnen wenig praktikabel und politisch nicht vertretbar erschien. Sie wiesen insbesondere darauf hin, daB der Schutz Jugendlicher vor extremen Gewaltdarstellungen durch entsprechende Regelungen im JóSchG und im GjS in ausreichendem MaBe sichergestellt werden kónne. überdies kónne der durch den bestehenden § 131 StGB gegebene strafrechtliche Schutz durch konsequentere Anwendung und schárfere Auslegung besser genutzt werden. 
Einen weiteren Schwerpunkt der AusschuBvorschláge bildet das sowohl im StGB — § 184 Abs. 1 Nr. 3 a — als auch im GjS — § 3 Abs. 1 Nr. 3 — vorgesehene weitgehende Verbot der gewerblichen Vermietung oder Gebrauchsgewáhrung pornographischer Schriften. Problematisch war hier, in welchem Umfang die Weitergabe pornographischer Bildtráger auch an Erwachsene eingeschránkt werden sollte. 

Der AusschuB glaubt, mit der vorgelegten Fassung einen Weg gefunden zu baben, der einerseits Jugendlichen den Zugang zu Erzeugnissen dieser Art in der óffentlichkeit verschlieSt, Erwachsenen aber gewisse Zugangswege offen-hált. Diese.KompromiBlósung fand im AusschuB — bei einer Stimmenthaltung — allgemein Zustimmung. 
Von den weiteren Anderungsvorschlágen des Ausschusses seien hervorge-hoben 
— die Ausnahme von dem Ausschankverbot nicht branntweinhaltiger Getránke an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren, wenn sie von Perso-nensorgeberechtigten begleitet sind, 
— die Einschránkung des Verbots von Alkoholautomaten, soweit es sich um stándig beaufsichtigte Innenautomaten in gewerblich genutzten Ráumen handelt. • 
Diese Ánderungen sollen dazu dienen, die vorgesehenen Regelungen praktika-bler zu machen und — bei den Innenautomaten — die Eingriffe auf das notwendige MaB zu beschránken. 
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Der Vertreter der Fraktion der FDP im AusschuB vertrat zusátzlich die Auffassung, daB zwar óffentliche Spielhallen mit Geldspielgeráten in der heutigen Ausgestaltung als jugendgefáhrdend angesehen werden müBten, daB aber die technischen Entwicklungen der Spielgeráte und Spielinhalte und eine Umgestaltung auf Spielhallen, z. B. ohne Geldspielgeráte und Alkoholaus-schank in jugendgeeignete Freizeiteinrichtungen, durch die Formulierungen in Artikel 1 § 8 nicht eingeengt werden sollten. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD lehnten die im Gesetzentwurf und in den nachtráglich von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP vorgelegten Ande-rungsantrágen vorgesehenen Regelungen teilweise ab. Sie legten ihrerseits eigene Ánderungsantráge vor, die nur in geringem Umfang die Billigung der Mehrheit fanden. 
Besonders zu erwáhnen ist ein Antrag der Fraktion der SPD, Zigaretten und andere Tabakwaren künftig nicht mehr in der óffentlichkeit arí Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren abzugeben und diese Artikel generell nicht mehr in Automaten anzubieten. Das mit diesem Antrag verbundene Anliegen stieB der Sache nach auch bei den Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf zustim-mendes Verstándnis. Gleichwohl sahen sich diese nicht in der Lage, dem Vorschlag im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs zuzustimmen, weil durch ihn eine Vielzahl verfassungsrechtlicher sowie gesundheits-, wirtschafts-und finanzpolitischer Probleme aufgeworfen würde, die noch einer eingehen-den Eftirtening bcdürften; die Verabschiedung des vorliegenden Gesetzent-wurfs sollte andererseits nicht verz6gert werden. Der AusschuB für Jugend, Familie und Gesundheit nahm sich vor, bereits im 1. Quartal 1985 zu den Gefahren des Rauchens und den Móglichkeiten geeigneter GegenmaBnahmen eine óffentliche Anhórung durchzuführen, bei der auch den betroffenen Ver-bánden Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden soll. Je nach den hierbei gewonnenen Erkenntnissen soll dann auf entsprechende Initiativen hingewirkt werden. 

Hervorzuheben ist femer ein über die Regelungen des Entwurfs hinausgehen-der Antrag_der Fraktion der SPD, Werbung durch und für Kinder sowie die Aufforderung an Kinder zu einem erziehungswidrigen Verhalten im Rahmen von Werbevorgángen zu verbieten. Zur Begründung wurde angeführt, daB Kinder immer stárker von der Werbung als Zielgruppe mit der Erwartung angesprochen würden, durch sie die Eltern zum Kauf der angebotenen Waren zu bewégen. Diese ,KonsumauBensteuerung` kónne zu familiáren Konflikten und zu einer empfindlichen Stórung der elterlichen erzieherischen Bemühun-gen führen. Durch eine wiederholte gezielte bildhafte, kindgemál3e Werbean-sprache kónne eine Art Begehrlichkeitsneurose ausgelóst werden, die eine pádagogische Gegenlenkung erschwere, wenn nicht gar vereitele. Von den Mitgliedern der Fraktionen der CDU/CSU und FDP wurde demgegenüber darauf hingewiesen, daB die mit dem Anderungsantrag angestrebte Regelung nicht praktikabel erscheine. Man müsse berücksichtigen, daB nicht nur Werbe- 



• 
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sendungen, sondem auch andere Schriften und Ausstrahlungen entsprechende 
Wirkungen hátten, femer auch Werbesendungen mit anderen Altersgruppen. 
Der Staat künne auch nicht moralischer Hüter über die Qualitát von Werbe-
maBnahmen sein. AuBerdem habe die Werbewirtschaft ihre freiwillige Selbst-
kontrolle velitessert; sie reagiere auch auf konkrete Hinweise über MiBbráu-
che. Der AusschuB kam überein, die Problematik in náchster Zeit mit Vertre-
tern der Werbewirtschaft zu erartern. 
Hervorzuheben ist schlieBlich noch ein Antrag der Fraktion der SPD, als 
Voraussetzung für einen Konzessionsentzug nach der Gewerbeordnung aus-
drücklich beharrliche VerstóBe gegen die Vorschriften des JóSchG herauszu-
stellen. Von der Mehrheit im AusschuB wurde dieser Vorschlag abgelehnt. Er 
würde einen Rückschritt gegenüber der 1960 eingeführten Generalnorm des 
§ 35 der Gewerbeordnung bedeuten, die die frühere, enumerative Regelung 
ersetzt habe. Diese Generalnorm in ihrer Auslegung durch Literatur und 
Rechtsprechung reiche aus, beharrliche VerstóBe gegen gesetzliche Vorschrif-
ten auch mit einer Gewerbeuntersagung zu ahnden. Dies gelte auch für die 
Vorschriften des JóSchG. Eine Hervorhebung dieses speziellen Gesetzes 
würde zu Auslegungsschwierigkeiten in bezug auf andere Bereiche oder dazu 
führen, daB auch eine groBe Zahl anderer-Vorschriften wieder enumerativ 
aufgeführt werden müsse. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird, soweit die Annahme in der 
Fassung des Entwurfs der Koalitionsfraktionen empfohlen wird, auf die 
Begründung in Drucksache 10/722 Bezug genommen. Hinsichtlich der vom 
AusschuB für Jugend, Familie und Gesundheit abgeánderten Vorschriften ist 
folgendes zu bemerken:" * 

• Vgl. bei den einzelnen Vorschriften. 
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Gesetz zur Neuregelung des Jugendschutzes in der 
Óffentlichkeit 
Vom 25. Februar 1985 
(BGB1. I S. 425) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zum Schutze der Jugend in der Óffentlichkeit 
(Jugendschutzgesetz — JOSchG) 

§1 

Halten sich Kinder oder Jugendliche an Orten auf, an denen ihnen eine 
unmittelbare Gefahr für ihr kórperliches, geistiges oder seelisches Wohl droht, 
so baben die zustündigen Behórden oder Stellen die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen MaBnahmen zu treffen. Wenn nótig, haben sie die 
Kinder oder Jugendlichen 

1. zum Verlassen des Ortes anzuhalten, • 
2. einem Erziehungsberechtigtcn zuzuführen oder, wenn kein Erziehungsbe-

rechtigter erreichbar ist, in die Obhut des Jugendamtes zu bringen. 

In schwierigen Füllen baben die zustündigen Behürden oder Stellen das 
Jugendamt über den jugendgeführdenden Oil zu unterrichten. 

Aus den Materialien: 

Begründung zu § 1 des Entwurfs (Drucks. 10/722) 

Die Vorschrift entspricht vom Inhalt her im wesentlichen § 1 Abs. 1 des 
Regierungsentwurfs aus der 9. Legislaturperiode. § 1 Abs. 1 und 2 des gelten-
den Rechts werden durch eine den heutigen Verháltnissen angepaBte Neufas-
sung ersetzt. 
„Sittliche Gefahr" bzw. „Verwahrlosung" im Sinne von § 1 Abs. 1 des gelten-
den Rechts wurde verstanden als wesentliche Beeintráchtigung des in § 1 des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes (JWG) gekennzeichneten Erziehungsziels bzw. als 
ein dem Erziehungsziel des § 1 JWG entgegengesetzter EntwicklungsprozeB. 
Um die Wechselbeziehung von Jugendhilfe und Jugendschutz sowie die Ver-
bindung beider Bereiche zum Kindschaftsrecht des BGB zu verdeutlichen, 
wird § 1 insoweit in Anlehnung an die Formulierung des § 1666 BGB in der 
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• § 1 JOSchG 
20 21 § 1 JÚSchG Fassung des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge vom 18. Juli 1979 (BGBI. I S. 1061) neu gefaBt. Abweichend von dem Regierungs-entwurf aus der 9. Legislaturperiode verbleibt es in Úbereinstimmung mit einem Vorschlag des Bundesrates bei einer — vom Umfang her allerdings eingeschránkten — Mitteilungspflicht an das Jugendamt. 

Aus dem Ausschufibericht (Drucks. 10/2546) 
Zu § / 
Nach einhelliger Meinung des federführenden Ausschusses ist es nicht zweck-máBig, daB Minderjáhrige namentlich und mit Personalien dem Jugendamt gemeldet werden, wenn sie an einem jugendgefáhrdenden Ort angetroffen werden. Die Vorschrift wurde daher auf die Verpflichtung zur Unterrichtung über den jugendgefáhrdenden Ort beschránkt. Dies sol] jedoch nur in „schwie-rigen Fállen" geschehen, d. h. solchen, bei denen wegen der von einem Ort ausgehenden erheblichen oder nachhaltigen Jugendgefáhrdung zusátzlich MaBnahmen des Jugendamtes erforderlich sind. 

Anmerkungen: 
1. Nach Satz 1 sind die zustándigen Behórden oder Stellen zum Tátigwerden verpflichtet, wenn sich Kinder oder Jugendliche an Orten aufhalten, an denen ihnen eine unmittelbare Gefahr für ihr kürperliches, geistiges oder seelisches Wohl droht. 
2. Behiirde ist jede Stelle, die Aufgaben der óffentlichen Verwaltung wahr-nimmt (vgl. § 1 Abs. 4 VwVfG). In Betracht kommt grundsátzlich jede zu,stándige Beharde, z. B. das Gewerbeaufsichtsamt, das Schulamt usw. 3. Zu den.Begriffen „Kind" und Jugendlicher" vgl: § 2 Abs. 1 JóSchG. 4. Unmittelbar ist eine Gefahr dann, wenn sie eine gewisse Alctualitát erreicht hat; ein Schaden braucht nicht eingetreten zu sein. 5. Zum Begriff des kórperlichen, geistigen oder seelischen Wohls vgl. Begründung zu § 1 JoSchG. Der dort zitierte § 1666 BGB hat folgenden Wortlaut: 

„§ 1666 
[Gefáhrdung des Kindeswohls] (1) Wird das kórperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes durch miBbráuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachlássigung des Kindes, durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhalten eines Dritten gefáhrdet, so hat das Vormundschaftsgericht, wenn die Eltern nicht ge.  willt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr abzuwenden, die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen MaBnahmen 

zu treffen. Das Gericht kann auch MaBnahmen mit Wirkung gegen einen Dritten treffen. 
(2) Das Gericht kann Erklárungen der Eltern oder eines Elternteils ersetzen. 
(3) Das Gericht kann einem Elternteil auch die Vermógenssorge entzie-hen, wenn er das Recht des Kindes auf Gewáhrung des Unterhalts verletzt hat und für die Zukunft eine Gefáhrdung des Unterhalts zu besorgen ist." 6. Die zu treffenden MaBnahmen müssen zur Abwendung der Gefahr erfor-derlich sein. Dies ist Ausdruck des das gesámte Verwaltungshandeln beherrschenden Verhültnúmiifiigkeitsgrundsatzes, der aus dem Rechts-staatsprinzip (vgl. Art. 20 Abs. 3 GG) abgeleitet wird (vgl. BVerfGE 10, S. 117). 

7. Satz 2 korb,  retisiert den VerháltnismáBigkeitsgrundsatz: Die, in Nr. 1 und 2 genannten MaBnahmen kommen nur dann in Betracht, wenn die Abwendung der Gefahr nicht durch eine geeignete mildere MaBnahme móglich ist; Nr. 2 kommt nur in Betracht, wenn Nr. 1 nicht ausreicht, z. B. wenn davon auszugehen ist, daB der Jugendliche alsbald wieder zu dem gefálirdenden Ort zurückkehrt. 
8. Zum Begriff des „Erziehungsberechtigten" vgl. § 2 Abs. JoSchG. 
9. Nach § 12 Abs. 2 JWG errichtet jede kreisfreie Stadt und jeder Landkreis ein Jugendamt. Nach § 12 Abs. 3 JWG kann die oberste Landesbehórde die Errichtung eines gemeinsamen Jugendamtes durch kreisangehürige Gemeindeverbánde oder Gemeinden zulassen. Im Bedarfsfálle Iffinnen in einer Gemeinde mehrere Jugendámter errichtet werden. Zusammensetzung, Verfassung und Verfahren des Jugendamtes werden nach § 13 Abs. 1 JWG aufgrund landesrechtlicher Vorschriften geregelt. Vgl. dazu in Nordrhein-Westfalen das Gesetz zur Ausführung des Geset-zes für Jugendwohlfahrt i. d. F. vom 1.7.1965 (GV NW S. 248), zuletzt geándert durch Gesetz vom 26.6.1984 (GV NW S. 370). Das Jugendamt besteht aus dem Jugendwohlfahrtsausschufi und der Ver-waltung des Jugendamtes (§ 13 Abs. 2 JWG). 

10. Bis zu seiner Einordnung in das SGB gilt das JWG mit den zu seiner Ergánzung und Anderung erlassenen Gesetzen als besonderer Teil des SGB (Art. II § 1 Nr. 16 des Gesetzes vom 11.12.1975, BGB1. I S. 3015); bei Anwendung des JWG hat das Jugendamt demnach die verfahrens-rechtlichen Vorschriften des SGB I — Allgemeiner Teil sowie des SGB X anzuwenden. Insbesondere hat das Jugendamt als Sozialleistungstráger das Sozialgeheimnis zu wahren: Nach § 35 Abs. 1 Satz 1 SGB I hat jeder Anspruch darauf, daB Einzelangaben über seine persánlichen und sachli-chen Verháltnisse (personenbezogene Daten) von den Leistungstrágern als Sozialgeheimnis gewahrt und nicht unbefugt offenbart werden; eine Offenbarung ist nur unter den in den §§ 67 bis 77 SGB X abschlieBend geregelten Voraussetzungen zulássig. 





§ 1 JÓSchG • 22 23 • § 2 JÓSchG 
Das JÓSchG ist kein Gesetz zur Ergánzung und Ánderung des JWG im 
Sinne von Art. II § 1 Nr. 16 des Gesetzes vom 11.12.1975. Bei Anwen-
dung des JÓSchG gelten die allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze 
der Lánder. 

11. Zu der Unterrichtungspflicht der zustandigen Behórden oder Stellen nach 
Satz 3 vgl. den AusschuBbericht zu § 1 JÓSchG. In Abweichung vom 
bisherigen Recht enthált § 1 JÓSchG keine Pflicht mehr, Kinder und 
Jugendliche, die sich an jugendgefáhrdenden Orten aufhalten, dem 
Jugendamt zu melden. 

§2 

(1) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht vierzehn, Jugendlicher, 
wer vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist. 

(2) Erziehungsberechtigter im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. jede Person, der allein oder gemeinsam mit einer anderen Person nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches die Personensorge zusteht, 

2. jede sonstige Person über achtzehn Jahre, soweit sie aufgrund einer Ver-
einbarung mit dem Personensorgeberechtigten Aufgaben der Personen-
sorge wahrnimmt oder soweit sie das Kind oder den Jugendlichen im 
Rahmen der Ausbildung oder mit Zustimmung des Personensorgeberech-
tigten im Rahmen der Jugendhilfe betreut. 

(3) Soweit es nach diesem Gesetz auf die Begleitung durch einen Erziehungs-
berechtigten ankommt, haben die in Absatz 2 Nr.2 genannten Personen ihre 
Berechtigung auf Verlangen darzulegen. Veranstalter und Gewerbetreibende 
haben in Zweifelsfiillen die Berechtigung zu überprüfen. 

(4) Soweit nach diesem Gesetz Altersgrenzen zu beachten sind, haben Kinder 
und Jugendliche ihr Lebensalter auf Verlangen in geeigneter'Weise nachzuwei-
sen. Veranstalter und Gewerbetreibende haben in Zweifelsfüllen das Lebens-
alter zu überprüfen. 

(5) Dieses Gesetz gilt nicht für verheiratete Jugendliche. 

Aus den Materialien: 

Begründung zu § 2 des Entwurfs (Drucks. 101722) 

Die Vorschrift enthált die erforderlichen Legaldefinitionen. 

Absatz 1 

Die Definition wird aus § 1 Abs. 3 des geltenden Gesetzes übernommen. 

Absatz 2 

_Absatz 2 entspricht inhaltlich weitgehend dem geltenden § 1 Abs. 4. Die Neu-
fassung soll MiBstánde verhindern, die sich nach dem geltenden Recht in der 
Praxis ergeben haben. In Absatz 2 wird dementsprechend verdeutlicht, daB 
derjenige Erziehungsberechtigte, der nicht selbst Personensorgeberechtigter 
ist, seine Rechtsstellung von diesem ableitet. 
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Absatz 3 

Das Gesetz richtet sich mit seinen Gebots- und Verbotsnormen in erster Linie, 
wie aus §§ 13 und 14 des geltenden Gesetzes und § 13 Abs. 1 _und 4 des 
Entwurfs ersichtlich ist, an Veranstalter und Gewerbetreibende und mit den 
aus § 14 Abs. 1 Nr. 2 des geltenden Gesetzes und § 13 Abs. 2 des Entwurfs 
ersichtlichen Einschránkungen an sonstige Personen über 21, nach dem Ent-
wurf über 18 Jahre. Im Interesse der praktischen Anwendbarkeit des Gesetzes 
sollen Minderjáhrige verpflichtet werden, sich, soweit allgemein oder zu 
bestimmten Tageszeiten Altersgrenzen zu beachten sind, in Zweifelsfállen 
in geeigneter Form auszuweisen. Dabei geht es nicht um eine aligemeine 
Ausweispflicht. Soweit die Betroffenen auf die an eine bestimmte Alters-
grenze gebundene Betátigung verzichten, besteht weder ein AnlaB noch nach 
Absatz 3 eine Verpflichtung zum Nachweis des Lebensalters. Die Nachweis-
pflicht soll vielmehr den in § 13 Abs. 1 und 4 genannten Personen die Erfüllung 
der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Verpflichtungen erleichtern. 

Absatz 4 
Die Vorschrift entspricht wórtlich § 11 des geltenden Gesetzes. 

Aus dem AusschuJ3bericht (Drucks. 10/2546) 

Zu § 2 Abs. 2 Nr. 2 

Der Begriff „Jugendarbeit" in Absatz 2 Nr. 2 umfaBt nur einen Teil des 
Begriffes „Jugendhilfe" und wird daher als zu eng angesehen. Alle Erwachse-
nen, :le mit Zustimmung des Personensorgeberechtigten im Rahmen der 
Jugendhil(e Kínder und Jugendliche betreuen (z. B. Jugendleiter, Betreuer in 
Heimen), sollen diese im Rahmen der Vorschriften der §$ 3ff. als Erziehungs-
berechtigte begleiten kónnen. 

Zu § 2 Abs. 3 

Die in einem neuen Absatz 3 vorgeschlagene Verpflichtung, daB Erziehungs-
berechtigte, die nicht selbst Personensorgeberechtigte sind, ihre Berechtigung 
darzulegen haben, dient der praktischen Anwendbarkeit des Gesetzes. Es soll 
insbesondere verhindert werden, da3 Minderjáhrige gemeinsam mit fungen 
Erwachsenen die Regelungen, die eine Begleitung durch Erziehungsberech-
tigte vorsehen, miBbrauchen. „Darlegen" bedeutet dabei nicht, daB diese 
Erziehungsberechtigten (z. B. Jugendleiter) alle Einzelabmachungen mit den 
Eltern nachzuweisen háben; wichtig ist nur, da13 die Berechtigung zweifelsfrei 
erkennbar ist. Den Veranstaltern und Gewerbetreibenden soll zugleich die 
Erfüllung ihrer Prüfungspflicht erleichtert werden. 

Anmerkungen: 
1. Die Begriffe „Kind" und „Jugendlicher" in Abs. 1 stimmen grundsátzlich 

mit den entsprechenden Begriffen im JArbSchG und im Seemannsgesetz 
überein (vgl. § 2 Abs. 1, 2 JArbSchG; § 8 Abs. 1, 2 Seemannsgesetz). 

2. Der Begriff „Kind" wird nur nach dem Lebensalter abgegrenzt. Demge-
genüber ist das Kindschaftsverháltnis nach bürgerlichem Recht nicht an 
das Lebensalter des Kindes gebunden. 
Im Strafrecht ist das zur Tatzeit noch nicht 14 Jahre alte Kind strafun-
mündig. 

3. Der Begriff „Jugendlicher" wird ebenfalls nur nach dem Lebensalter 
abgegrenzt. Er stimmt auch mit dem entsprechenden Begriff im JGG 
überein (vgl. § 1 Abs. 2 JGG). 
Das Jugendstrafrecht kennt darüber hinaus den Begriff des,  „Heranwach-
senden"; Heranwachsender ist, wer zur Zeit der Tat 18, aber noch nicht 
21 Jahre alt ist. Auf Heranwachsende ist unter bestimmten Voraussetzun-
gen Jugendstrafrecht anzuwenden (Einzelheiten vgl. § 105 JGG). 

4. Zwischen Jugendlichen unter 16 Jahren und ab (über) 16 Jahren wird im 
JÓSchG differenziert in 
— § 3 Abs. 1 und 2 (Aufenthalt in Gaststátten), 
— § 4 Abs. 1 Nr. 2 (Alkoholabgabe), 
— § 4 Abs. 3 (Verkauf alkoholischer Getránke aus Automaten); 
— § 5 Abs. 1 und 2 (Anwesenheit bei Tanzveranstaltungen), 
— §.6 Abs. 1, 3 und 4 Nr. 2 und 3 (Anwesenheit bei 6ffentlichen Filmver-

anstaltungen), 
— § 8 Abs. 4 (Spielen an elektronischen Bildschirm-Unterhaltungsspiel-

geráten), 
— § 9 (Rauchen in der óffentlichkeit). 

5. Die Berechnung des Lebensalters richtet sich nach den §§ 186 ff. BGB, die 
allgemeine Rechtssátze enthalten und deshalb auch im óffentlichen Recht 
anwendbar sind. Der Tag der Geburt wird bei der Berechnung des 
Lebensalters mitgerechnet (§ 187 Abs. 2 Satz 2 BGB). So ist z. B. das 
14. Lebensjahr bei einem am 18. 9. 1971 geborenen Kind am 17. 9. 1985 
um 24 Uhr vollendet. 

6. Abs. 2 definiert den Begriff des „Erziehungsberechtigten" im Sinne des 
JóSchG. Dabei wird an den Begriff der Personensorge nach den Vor-
schriften des BGB angeknüpft. Die Personensorge umfal3t nach § 1631 
Abs. 1 BGB i. d. F. des Gesetzes zur Neuregelung der elterlichen Sorge 
vom 18. 7. 1979 (BGBI. I S. 1061) insbesondere das Recht und die Pflicht, 
das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt 
zu bestimmen. 
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Bei ehelichen Kindern ist díe Personensorge Bestandteil der elterlichen 
Sorge, d. h. des Rechtes und der Pflicht von Vater und Mutter, für das 
minderjahrige Kind zu sorgen (vgl. § 1626 Abs. 1 BGB). Als Personensor-
geberechtigte kommen darüber hinaus in Betracht die nichteheliche Mut-
ter (vgl. § 1705 BGB), der Vormund (vgl. § 1800 BGB). 

7. In Nr. 1 sind Erziehungsberechtigung und Personensorgeberechtigung 
von der Person her identisch; bei Nr. 2 handelt es sich um zwei Fálle aus 
der Personensorge abgeleiteter Erziehungsberechtigung und um einen 
Fall der Erziehungsberechtigung im Rahmen der Ausbildung (z. B. Leh-
rer auf Klassenfahrt). 
Erziehungsberechtigt im Sinne von Nr. 2 kann nur sein, wer volljahrig ist 
(vgl. § 2 BGB i. d. F. des Gesetzes zur Neuregelung des Volljahrigkeitsal-
ters vom 31. 7. 1974, BGB1. I S. 1713: Die Volljahrigkeit tritt mit der 
Vollendung des 18. Lebensjahres ein). 
Zu Einzelheiten der Erziehtingsberechtigung im Rahmen der Jugendhilfe 
vgl. den AusschuBbericht zu § 2 Abs. 2 Nr. 2 JÓSchG. 

8. Nach dem JÓSchG kommt es auf die Begleitung eines Erziehungsberech-
tigten an in 
— § 3 Abs. 1 und 2 (Aufenthalt in Gaststütten), 
— § 5 Abs. 1 (Anwesenheit bei óffentlichen Tanzveranstaltungen), 
— § 6 Abs. 1, 3 und 4 (Anwesenheit bei óffentlichen Filmveranstal-

tungen), 
— § 8 Abs. 4 (Spielen an elektronischen Bildschirm-Unterhaltungsspiel-

geráten). 
Das sog. Erzieherprivileg in § 4 Abs. 2 JÓSchG greift nur ein, wenn 
Jugendliche unter 16 Jahre von einem Personensorgeberechtigten (§2 

, Abs. 2 Nr. 1 JÓSchG) begleitet werden. 
Zu Abs. 3 im übrigen vgl. den AusschuBbericht zu § 2 Abs. 3 JóSchG. 

9. Zu Abs. 4 vgl. Begründung zu § 2 Abs. 3 des Entwurfs. 
10. Die Ehemündigkeit beginnt für Mann und Frau einheitlich mit dem 

Eintritt der Volljahrigkeit (vgl. oben Anm. 7 und § 1 Abs. 1 EheG). Das 
Vormundschaftsgericht kann auch Minderjahrigen die EheschlieBung 
gestatten, wenn der Antragsteller das 16. Lebensjahr vollendet hat und 
sein zukünftiger Ehegatte volljahrig ist (§ 1 Abs. 2 EheG). 

• 
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§3 

(1) Der Aufenthalt in Gaststütten darf Kindern und Jugendlichen unter 
16 Jahren nur gestattet werden, wenn ein Erziehungsberechtigter sie begleitet. 
Dies gilt nicht, wenn Kinder oder Jugendliche 
1. an einer Veranstaltung eines anerkannten Trügers der Jugendhilfe teil-

nehmen, 

2. sich auf Reisen befinden oder 
3. eine Mahlzeit oder ein Getránk einnehmen. 

(2) Jugendlichen ab sechzehn Jahren ist der Aufenthalt in Gaststütten ohne 
Begleitung eines Erziehungsberechtigten bis 24 Uhr gestattet. 

(3) Der Aufenthalt in Gaststütten, die als Nachtbar oder Nachtclub geführt 
werden, und in vergleichbaren Vergnügungsbetrieben darf Kindern und 
Jugendlichen nicht gestattet werden. 

Aus den Materialien: 

Begründung zu § 3 des Entwurfs (Drucks. 101722) 

Die Vorschrift erfaBt wie schon bisher nur den Aufenthalt in allgemeinzugáng-
lichen Ráumen, nicht also die sogenannte „geschlossene Gesellschaft" (z. B. 
Hochzeitsfeier, privates Jubiláum). An dem Grundsatz des geltenden Rechts, 
daB bei Begleitung durch Erziehungsberechtigte keine Beschránkungen gelten, 
wird festgehalten; die nunmehr abweichend vom geltenden Recht vorgeschla-
gene Einführung von,Zeitgrenzen wirkt sich jedoch als Verschárfung aus. 

Absatz 1 

Absatz 1 enthált nach Altersgruppen abgestufte Zeitgrenzen für Kinder und 
Jugendliche, die nicht von einem Erziehungsberechtigten begleitet werden. 
Das geltende Recht enthált zeitliche Begrenzungen nur für den Besuch von 
Tanzveranstaltungen und Filmvorführungen, nicht dagegen für den Aufenthalt 
in Gaststütten. Gleichzeitig soll das Gesetz durch eine Vereinfachung der 
Alters- und Zeitbegrenzungen verstándlicher und damit wirksamer gemacht 
werden. Die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme zu dem Regierungsent-
wurf aus der 9. Legislaturperiode vorgeschlagenen Zeitgrenzen für Kinder und 
Jugendliche unter 16 Jahren wurden übernommen. Damit sollen die vom 
Bundesrat angesprochenen Zielsetzungen eines effektiveren Jugendschutzes 
beim Aufenthalt in Gaststütten erreicht werden. 
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Absatz 2 
In Absatz 2 werden die Ausnahmetatbestánde in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des 
geltenden Gesetzes im wesentlichen übernommen. 

Absatz 3 
Für den Aufenthalt Minderjáhriger in Gaststátten, die als Nachtbetriebe oder 
in diesen vergleichbarer Form geführt werden, sowie in Vergnügungsbetrie-
ben, die nicht Gaststátten sind, statuiert Absatz 3 ein Verbot. Unter diese 
Regelung fallen lediglich typische Nachtbetriebe und vergleichbare Vergnü-
gungsbetriebe, nicht dagegen Gaststátten, denen aus besonderen Anlássen 
(z. B. Kirmes, Schützenfest) eine Verlángerung der Sperrstunde bewilligt wird. 
Das Aufenthaltsverbot ist von der Tageszeit unabhángig. 

Aus dem Ausschufibericht (Drucks. 1012546) 

Zu § 3 
Nach einhelliger Auffassung des federführenden Ausschusses wurde Absatz 1 
in Anlehnung an das geltende Recht gestaltet. Es soll dabei bleiben, daB der 
Aufenthalt in Gaststátten noch nicht Sechzehnjáhrigen grundsátzlich nur in 
Begleitung Erziehungsberechtigter gestattet werden darf. Weil der Gaststát-
tenbegriff eine Vielzahl unterschiedlicher Betriebe umfaBt, die hinsichtlich der 
Jugendgefáhrdung differenziert betrachtet werden müssen, soll den spezifi-
schen Jugendschutzbedürfnissen durch den im wesentlichen aufrechterhalten-
den Ausnahmekatalog in Absatz 1 Rechnung getragen werden. 
Nach ebenfalis übereinstimmender Auffassung erscheint jedoch über das gel-
tende Recht hinaus und in Übereinstimmung mit dem Entwurf die Einfiihrung 
einer''Zeitgrenze (24 Uhr) für nicht von einem Erziehungsberechtigten beglei-
tete Jugendliche ab 16 Jahren erforderlich. Absatz 1 wird daher in Absatz 2 
entsprechend ergánzt. 

Anmerkungen: 
1. Die Vorschrift richtet sich in erster Linie an die Gewerbetreibenden im 

Gaststáttengewerbe (vgl. § 1 des Gaststáttengesetzes vom 5. 5. 1970, 
BGB1. I S. 465, 1298, zuletzt geándert durch Art. 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 
5. 7. 1976, BGB1. I S. 1773), aber auch an Veranstalter und Erziehungsbe-
rechtigte (vgl. § 12 Abs. 1, 2 JCISchG). 

2. Der Begriff „Gaststiitte" entspricht dem des bisherigen Rechts. Demnach 
sind als Gaststátten im Sinne des JóSáG alle óffentlich zugánglichen 
Ortlichkeiten anzusehen, in denen gewerbsmáBig Getránke, Nahrungs- und 
GenuBmittel zum Verzehr an Ort und Stelle an jedermann abgegeben 
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werden. Gaststátten sind demnach z. B. Hotels, Biergárten, Konditoreien, 
Eisdielen, Milchbars, Erfrischungsráume in Kaufháusem, nicht hingegen 
Betriebskantinen oder bewirtschaftete Clubháuser von Sportvereinen, zu 
denen nur die Betriebsangehórigen bzw. die Mitglieder und deren Gaste 
Zutritt haben. 
Zur Abgrenzung bei „geschlossenen Gesellschaften" vgl. Begrüridung zu § 3 
JóSchG. 

3. Der Begriff „Aufenthalt" setzt eine gewisse Verweildauer voraus; nicht von 
ihm erfaBt sind z. B. das Ausrichten einer Bestellung oder das Abholen 
einer Person. 

4. Zu den Begriffen „Kinder" und „Jugendliche" sowie „Erziehungsberech-
tigte" vgl. § 2 JóSchG mit den zugehórigen Anm. 
Die Begleitung durch einen Erziehungsberechtigten bedeutet eine faktische 
Einwirkungsmóglichkeit darauf, was das Kind oder der Jugendliche in der 
Gaststátte tut; nicht erforderlich ist, daB der Begleiter am selben Tisch wie 
das Kind oder der Jugendliche Platz nimmt. 

5. Der Aufenthalt in Gaststátten ist Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren 
auch ohne Begleitung eines Erziehungsberechtigten gestattet, wenn die 
Voraussetzungen von Abs. 1 Satz 2 Nr. I bis 3 vorliegen.,  
Die Voraussetzungen der Nummem 1 bis 3 stehen alternativ zueinander. 
Sie sind abschlieBend. Auch dadurch, daB die Eltern dem Gastwirt die 
Aufsichtspflicht über Kinder und Jugendliche unter 16 Jahre schriftlich 
anvertrauen, kann das grundsátzliche Aufenthaltsverbot des Abs. 1 Satz I 
nicht umgangen werden (vgl. OVG Hamburg in GewArch 82, S. 208). 

6. Veranstaltungen eines anerkannten Tragers der Jugendhilfe sind z. B. sol-
che des Jugendamtes selbst, ferner solche von Jugendverbánden, Kirchen 
usw. (vgl. § 5 Abs. 4 JWG). 

7. Abs. 2 besagt, daB es bei Jugendlichen ab 16 Jahren der Begleitung eines 
Erziehungsberechtigten beim Aufenthalt in einer Gaststátte bis 24 Uhr 
nicht bedarf. 
Der Entwurf (Drucks. 10r722) hatte für Kinder sowie für Jugendliche unter 
und ab 16 Jahre noch gestaffelte Zeitgrenzen enthalten. Aus der Entste-
hungsgeschichte von Abs. 2 wird man entnehmen müssen, daB die in Abs. 1 
Satz 2 genannten Voraussetzungen in den Nummern 1 bis 3 den Aufenthalt 
auch eines Jugendlichen ab 16 Jahren ohne Begleitung eines•Erziehungsbe-
rechtigten über 24 Uhr hinaus statthaft machen; die Einführung einer 
Zeitgrenze in Abs. 2 ist insoweit als — einzige — Verschárfung des bisher 
geltenden Rechts gedacht (vgl. den AusschuBbericht zu § 3 JóSchG). Eine 
andere Auslegung würde zu dem wohl abstrusen Ergebnis führen, da8 von 
einem Geschwisterpaar, das 15 bzw. 17 Jahre alt ist und an einer Veranstal-
tung eines anerkannten Trágers der Jugendhilfe teilnimmt, der 17jáhrige 
um 24 Uhr die Gaststátte verlassen muB, wáhrend der 15jáhrige noch 
verweilen darf. 
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8. Zu Abs. 3 vgl. die Begründung zu § 3 Abs. 3 JÚSchG. 
9. Wer als Veranstalter oder Gewerbetreibender vorsátzlich oder fahrlássig entgegen § 3 einem Kind oder einem Jugendlichen den Aufenthalt in einer Gaststátte gestattet, handelt ordnungswidrig nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 JÚSchG. 
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§4 

(1) In Gaststütten, Verkaufsstellen oder sonst in der elffentlichkeit dürfen 
1. Branntwein, branntweinhaltige Getrünke oder Lebensmittel, die Brannt-wein in nicht nur geringfügiger Menge enthalten, an Kinder und Jugend-liche, 

2. andere alkoholische Getrünke an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren 
weder abgegeben noch darf ihnen der Verzehr gestattet werden. 
(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht, wenn Jugendliche von einem Personensorgebe-rechtigten (§ 2 Abs. 2 Nr. 1) begleitet werden. 
(3) In der Óffentlichkeit dürfen alkoholische Getrünke nicht in Automaten angeboten werden. Dies gilt nicht, wenn ein Automat in einem gewerblich genutzten Raum aufgestellt und durch Vorrichtungen oder durch standige Aufsicht sichergestellt ist, daB Kinder und Jugendliche unter sechzehn Jahren alkoholische Getrünke nicht aus dem Automaten entnehmen künnen. § 20 Nr. 1 des Gaststüttengesetzes bleibt unberührt. 

Aus den .  Materialien: 

Begründung zu § 4 des Entwurfs (Drucks. 101722) 

Die Regelung entspricht im wesentlichen der Fassung von § 3 des Entwurfs aus der 9. Legislaturperiode. Es wurde lediglich ein Vorschlag des Bundesrates übernommen, wonach auch bei anderen alkoholischen Getranken als Brannt-wein neben der Abgabe die Gestattung des Verzehrs in der óffentlichkeit nicht zulássig ist. Die Vorschrift kann wie bisher nur einen begrenzten Beitrag zur Bekámpfung des Jugendalkoholismus leisten, da nur der Alkoholkonsum in _ der óffentlichkeit erfaBt wird. 

Absatz 1 Nr. I 

An der bisherigen Regelung wird im wesentlichen festgehalten. Einbezogen wird die Abgabe in der Úffentlichkeit auBerhalb einer Gaststátte oder Ver-kaufsstelle. Durch die Umformulierung soll ferner eine Erweiterung des Ver-bots der Abgabe von Lebensmitteln, die Branntwein als Zutat enthalten, erreicht werden. Künftig sollen nicht nur Lebensmittel von dem Verbot erfaBt sein, die überwiegend aus Branntwein bestehen, sondern auch Lebensmittel, die Branntwein in nicht nur geringfügiger Menge enthalten (z. B. Eisbecher, denen rezepturmáBig Spirituosen zugegossen werden). Der Begriff „in nicht nur .geringfügiger Menge" bezieht sich auf das gereichte Gericht insgesamt, nicht auf eine Zutat (z. B. nicht auf eine Rumfrucht auf einem Pudding). 
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Absatz 1 Nr. 2 

Die zunehmende Verbreitung des Jugendalkoholismus legt eine Heraufsetzung 
der Altersgrenze nahe. Zweifel an der Durchsetzbarkeit eines umfassenden 
Alkoholverbots für Minderjáhrige waren jedoch ausschlaggebend für die Bei-
behaltung der bisherigen Altersgrenze von 16 Jahren für die Abgabe anderer 
alkoholischer Getránke als Branntwein. Als einen notwendigen weiteren 
Schritt zur Bekámpfung des AlkoholmiBbrauchs durch Jugendliche sieht der 
Entwurf allerdings vor, daB diese sog. „weichen" alkoholischen Getránke an 
Jugendliche zwischen 44 und 16 Jahren auch dann nicht mehr abgegeben 
werden dürfen, wenn diese von einem Erziehungsberechtigten begleitet wer-
den. Die Abgabe auch von anderen alkoholischen Getránken als Branntwein 
an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren wird auch dann verboten, wenn 
diese angeben, daB die Getránke für Erwachsene bestimmt sind, weil nach den 
in der Praxis gemachten Erfahrungen diese Erklárung háufig nur vorgeschoben 
wird. 

Absatz 2 

Die jederzeitige Verfügbarkeit alkoholischer Getránke und die gleichzeitige 
Müglichkeit Minderjáhriger, sich zum eigenen Verbrauch zu bedienen, begün-
stigen den Jugendalkoholismus in vermeidbarer Weise. Deshalb wird ein 
Automatenvertriebsverbot auch für andere Getránke als Branntwein (für 
Branntwein besteht ein entsprechendes Verbot bereits nach § 20 Nr. 1 GastG) 
eingeführt. Das Verbot betrifft die Aufstellung in der CIffentlichkeit; es gilt 
damit nicht für der Allgemeinheit nicht zugángliche Betriebsgelánde und 
Kantinen. 

r‘..• 

Aus dem A..  us  schufibericht (Drucks. 10/2546) 

Zu § 4 Abs. 1 und 2 

In Übereinstimmung mit dem Entwurf hált der federführende Ausschu8 daran 
fest, dal3 andere alkoholische Getránke als Branntwein an unter 16jáhrige auch 
dann nicht mehr abgegeben werden dürfen, wenn sie (angeblich) zum Verzehr 
durch Erwachsene bestimmt sind und daB unter 16jáhrigen grundsátzlich auch 
nicht der Verzehr solcher Getránke in der óffentlichkeit gestattet werden darf. 
Nach Auffassung der AusschuBmehrheit erscheint es jedoch sachgerecht, von 
diesen Verboten für 14- bis 16jáhrige eine Ausnahme zu machen, soweit diese 
von einem Personensorgeberechtigten — nicht einem sonstigen Erziehungsbe-
rechtigten — begleitet werden. Die Ausnahme ist in einem neuen Absatz 2 
vorgesehen. Hierdurch soll dem Elternrecht Vorrang eingeráumt werden in 
der Erwartung, daB die Eltern der erhahten Erziehungsverantwortung auf 
diesem Gebiet gerecht werden. 

33 § 4 JÓSchG 

Zu § 4 Abs. 3 

Abweichend vom Koalitionsentwurf wird das Automatenvertriebsverbot nach 
übereinstimmender Auffassung des federführenden Ausschusses im Jugend-
schutzinteresse dann nicht für erforderlich gehalten, wenn — bei bestimmten 
Innenautomaten — eine stándige Aufsicht vorhanden oder durch eine techni-
sche Vorrichtung (z. B. sog. Code-Karten) sichergestellt ist, daB unter 16jáh-
rige sich nicht bedienen kónnen. 

1. Die Vorschrift richtet sich in erster Linie an die Gewerbetreibenden im 
Gaststáttengewerbe und die Inhaber von Verkaufsstellen, aber auch an 
Veranstalter und Erziehungsberechtigte (vgl. § 12 Abs. 1, 2 JÓSchG). 
Zum Begriff der „Gaststütte" vgl. § 3 JÓSchG Anm. 1, 2. Verkaufsstellen 
sind Ladengeschüfte, aber auch Verkaufsstánde und -buden, z. B. auf 
Jahrmárkten pder Kirmessen, ferner ein Stubenhandel. Offentlichkeit ist 
überall, wo jedermann Zutritt hat. 

2. Zu den Begriffen „Branntwein", „branntweinhaltige, Getrünke" und 
„Lebensmittel, die Branntwein in nicht nur geringfügiger Menge enthalten" 
vgl. die Begründung zu Abs. I Nr. I; unter Branntwein ist nicht nur 
Trinkbranntwein wie Korn, Rum oder Weinbrand zu verstehen, sondern 
auch unverarbeiteter Branntwein, z. B. Spiritus. 

3. Zu den anderen, sog. „weichen" alkoholischen Getrünken vgl. die 
Begründung zu Abs. 1 Nr. 2. 

4. Von dem Abgabe- und Verzehrverbot macht Abs. 2 hinsichtlich der 
alkoholischen Getránke im Sinne von Abs. 1 Nr. 2 für Jugendliche unter 
16 Jahre eine Ausnahme, wenn sie von einem Personensorgeberechtigten 
(vgl. § 2 JÓSchG Anm. 6ff.) begleitet werden. Begleitung bedeutet auch 
hier, daB der Personensorgeberechtigte faktisch auf das einwirken kannen 
muB, was der Jugendliche tut; es reicht also nicht aus, wenn der Vater den 
15jáhrigen Sohn zu einem Jahrmarkt begleitet, ihn aber dort im Gedránge 
aus den Augen verliert. 
Das sog. „Erzieherprivileg" des Abs. 2 gilt nur für Jugendliche unter 
16 Jahren, nicht für Kinder; für Kinder bewendet es bei dem Abgabe- und 
Verzehrverbot nach Abs. 1 Nr. 2. 

5. Abs. 3 Satz 1 verbietet den Automatenvertrieb von Bier und Wein. Vgl. 
dazu die Begründung zu Abs. 2. 
Um der Automatenindustrie Gelegenheit zu geben, sich auf die neue 
Rechtslage einzustellen, tritt Abs. 3 erst am 1. 10. 1985 in Kraft. 

6. Das Verbot des Automatenvertriebs gilt nach Abs. 3 Satz 2 unter den dort 
genannten Voraussetzungen ausnahmsweise nicht (vgl. dazu den Aus-
schuBbericht zu § 4 Abs. 3 JÓSchG). Ist ein Bierautomat in dem Clubhaus 

1 

Anmerkungen: 
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eines Sportvereins oder in einer Betriebskantine aufgestellt, handelt es 
sich nicht um einen gewerblich genutzten Raum; vielfach wird es schon an 
dem Merkmal der Offentlichkeit im Sinne von Abs. 3 Satz 1 fehlen. 

7. Nach § 20 Nr. 1 des Gaststáttengesetzes, der nach Abs. 3 Satz 3 unberührt bleibt, ist es — schon bisher — verboten, Branntwein• oder überwiegend 
branntweinhaltige Lebensmittel in Automaten feilzuhalten. 

8. Wer Jugendliche bescháftigt, darf nach § 31 Abs. 2 Satz 2 JArbSchG 
Jugendlichen unter 16 Jahren keine alkoholischen Getránke, Jugendli-
chen über 16 Jahren keinen Branntwein geben. 

9. Die Abgabe von Betáubungsmitteln, z. B. Opium, Morphium, Kokain, ist 
nach den Vorschriften des Betáubungsmittelgesetzes i. d. F. vom 
28.7.1981 (BGB1. I S. 681) verboten und strafbar, ohne Rücksicht darauf, 
ob die Abgabe an Erwachsene, Jugendliche oder Kinder erfolgt. 

10. Wer als Veranstalter oder Gewerbetreibender vorsátzlich oder fahrlássig entgegen § 4 Abs. I ein alkoholisches Getránk oder Lebensmittel an ein 
Kind oder einen Jugendlichen abgibt oder ihm den Verzehr gestattet, handelt ordnungswidrig nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 JÓSchG. Wer als Veran-
stalter oder Gewerbetreibender vorsátzlich oder fahrlássig entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 ein alkoholisches Getránk in einem Automaten anbietet, handelt ordnungswidrig nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 JóSchG; da die BuBgeld-
vorschrift ohne die ihr zugrunde. liegende verwaltungsrechtliche Vor 
schrift ins Leere geht, tritt auch sie erst am 1.10.1985 in Kraft (vgl. oben Arun. 5). 
Befindet sich ein Jugendlicher unter 16 Jahren in Begleitung eines Perso-
nensorgeberechtigten, so fehlt es im Falle des § 12 Abs. 1 Nr. 2 JÓSchG 
an der TatbestandsmáBig,keit der Ordnungswidrigkeit; dies gilt ebenso im 
Falle des § 12 Abs. 1 Nr. 3 JOSchG, wenn ein Automat in einem gewerb-
lie,h genutzten Raum aufgestellt und durch die in § 4 Abs. 3 Satz 2 JOSchG 
génannten MaBnahmen sichergestellt ist, daB Kinder und Jugendliche 
unter 16 Jahre alkoholische Getránke nicht aus dem Automaten entneh-men kónnen. 

11. Der VerstoB gegen § 31 Abs. 2 Satz 2 JArbSchG ist eine Ordnungswidrig-keit nach § 58 Abs. 1 Nr. 21 JArbSchG. Der VerstoB gegen § 20 Nr. 1 des Gaststáttengesetzes ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 28 Abs. 1 Nr. 8 des Gaststáttengesetzes. Die angedrohten Geldbuf3en betragen nach § 58 Abs. 4 JArbSchG bis zu 20 000 DM, nach § 28 Abs. 3 des Gaststáttenge-
setzes bis zu 10 000 DM (vgl. § 12 Abs. 3 JOSchG: GeldbuBe bis zu 30 000 DM). 
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§5 

(1) Die Anwesenheit bei üffentlichen Tanzveranstaltungen ohne Begleitung 
eines Erziehungsberechtigten darf Kindem und Jugendlichen unter sechzehn 
Jahren nicht und Jugendlichen ab sechzehn Jahren lüngstens bis 24 Uhr 
gestattet werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 dad die Anwesenheit Kindem bis 22 Uhr und 
Jugendlichen unter sechzehn Jahren bis 24 Uhr gestattet werden, wenn die 
Tanzveranstaltung von einem anerkannten Trüger der Jugendhilfe durchge-
führt wird oder der künstlerischen Betütigung oder der Brauchtumspflege 
dient. 

(3) Ausnahmen von Absatz 1 künnen auf Vorschlag des Jugendamtes zugelas-
sen werden. 

Aus den Mai-Ola-líen-T.-  

Begründung zu § 5 des Entwurfs (Drucks. 10/722) 

§ 5 in der Fassung des geltenden Rechts ist entbehrlich und soll daher in Übereinstimmung mit dem Regierungsentwurf aus der 9. Legislaturperiode 
aufgehoben werden. Um eine entsprechende Gefáhrdung Minderjáhriger aus-zuschlieBen, reicht entweder § 3 Abs. 3 in der Fassung des Entwurfs oder die Müglichkeit aus, im Wege der Einzelanordnung nach § 10 die Anwesenheit von 
Minderjáhrigen zu verbieten oder einzuschránken. 
Abweichend von dem Regierungsentwurf aus der 9. Legislaturperiode (dort 
§ 4) wird mit Rücksicht auf die nachdrückliche Kritik, welche die seinerzeit beabsichtigte Herabsetzung des Mindestalters für die Anwesenheit in Disko-
theken auf 14 Jahre erfahren hat, die Beibehaltung der geltenden Altersgrenze 
von 16 Jahren vorgeschlagen. Jedoch soll eine Auflockerung dahin gehend erfolgen, daB 16- bis 18jáhrige künftig in der Zeit von 22 bis 24 Uhr ohne 
Begleitung Erziehungsberechtigter • bei 6ffentlichen Tanzveranstaltungen anwesend sein dürfen. Weitergehende Erleichterungen werden für bestimmte 
Arten von Tanzveranstaltungen in Absatz 2 vorgeschlagen. 

_Absatz I 
Für Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren wird das Verbot, üffentliche Tanzveranstaltungen ohne Begleitung eines Erziehungsberechtigten zu besu-
chen, aufrechterhalten. Die Anwesenheit von Minderjáhrigen — auch von 
Kindem — in Begleitung eines Erziehungsberechtigten wird nicht mehr bg-
schránkt. 
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Absatz 2 

Der Grundsatz, wonach Minderjáhrigen unter 16 Jahren ohne Begleitung die 
Anwesenheit bei üffentlichen Tanzveranstaltungen grundsátzlich nicht gestat-
tet sein soll, erfáhrt in Absatz 2 eine Auflockerung. So bestehen in Überein-
stimmung mit dem Bundesrat gegen die Anwesenheit von Kindern bis 22 Uhr 
und von Jugendlichen unter 16 Jahren bis 24 Uhr keine Bedenken, wenn die 
Tanzveranstaltung von einem Tráger der Jugendhilfe durchgeführt wird. Für 
Jugendliche über 16 Jahren bedarf es in diesen Fállen keiner Zeitgrenze. Die 
Vorschrift soll weiterhin z. B. Volkstanzveranstaltungen und Tanzveranstal-
tungen von Jugendgruppen auch für nicht von einem Erziehungsberechtigten 
begleitete Minderjáhrige unter 16 Jahren zugánglich machen. 

Absatz 3 

Die MóglichIceit des geltenden Rechts, Ausnahmen von Absatz 1 zuzulassen, 
soll aufrechterhalten werden. 

Aus dem Ausschufibericht (Drucks. 1012546) 

Zu § 5 

Mit den Stimmen der AusschuBmehrheit wurde in Absatz 1 eine redaktionelle 
Klarstellung im Jugendschutzinteresse vorgenornmen und der erste Ausnahme-
tatbestand in Absatz 2 an die Durchführung der Tanzveranstaltung durch einen 
„anerkannten Tráger der Jugendhilfe" geknüpft. Die AusschuBminderheit im 
federführenden AusschuB konnte sich der AusschuBmehrheit und der einstim-
migen Empfehlung des Rechtsausschusses nicht anschlieBen, da sie die Rege-
lung insgesamt als zu eng erachtet. 

Anmerkungen: 

1. Die Vorschrift regelt die Anwesenheit von Kindern und Jugendlichen bei 
óffentlichen Tanzveranstaltungen. 
Nach bisherigem Recht war u. a. Jugendlichen ab 16 Jahren die Anwesen-
heit bei óffentlichen Tanzveranstaltungen von 22 bis 24 Uhr nur in Beglei-
tung eines Erziehungsberechtigten gestattet. Das Bundesverfassungsgericht 
hat die entsprechende Vorschrift als innerhalb der Gestaltungsfreiheit des 
Gesetzgebers liegend und nicht grundgesetzwidrig angesehen (vgl. NJW 
1980 S. 879 f. = BVerfGE 52, S. 277); PrüfungsmaBstab waren der allge-
meine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG im Verháltnis zum Aufenthalt 
in Gaststátten und zur Abgabe alkoholischer Getránke, die Berufsaus-
übungsfreiheit des Veranstalters nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG und die 
allgemeine Handlungsfreiheit des Jugendlichen nach Art. 2 Abs. 1 GG. 
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Wenn der Gesetzgeber nunmehr, ohne von Verfassungs wegen dazu ver-
pflichtet zu sein, die Altersgrenzen und das Erfordemis der Begleitung 
durch einen Erziehungsberechtigten zurückgenommen hat, so kommt darin 
seine Absicht zum Ausdruck, die mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
eintretende Volljáhrigkeit (vgl. § 2 JóSchG Anm. 7) durch altersentspre-
chend gestaltete Freiráume in den Tatbestánden des Gesetzes allmáhlich 
vorzubereiten. 

2. Spezielle Bestimmungen für Varieté-, Kabarett- und Revueveranstaltungen 
sieht das JóSchG nicht mehr vor, weil derartige Veranstaltungen nicht 
mehr generell als jugendgefáhrdend angesehen werden kónnen. Soweit im 
Einzelfall behórdliche EinzelmaBnahmen erforderlich sind, bietet § 10 
JOSchG geeignete und ausreichende Handhaben. 

3. óffentlich ist eine Tanzveranstaltung dann, wenn jedermann zu ihr Zutritt 
hat. Offentliche Tanzveranstaltungen sind demnach éffentliche,Bálle, Dis-
kothekenveranstaltungen, nicht dagegen geschlossene Veranstaltungen von 
Vereinen oder AbschluBbálle von Tanzschulen. 

4. Zu den Begriffen „Erziehungsberechtigte" sowie „Kinder" und ,Jugendli-
che" vgl. § 2 JóSchG mit den zugehórigen Anm. 
Begleitung bedeutet auch hier, daB der Erziehungsberechtigte faktisch auf 
das einwirken kann, was das Kind oder der Jugendliche tut. 

5. Zu Abs. 2 vgl. die Begründung zu § 5 Abs. 2 des Entwurfs und den Aus-
schuBbericht zu § 5 JOSchG. 
Zum „anerkannten Trüger der Jugendhilfe" vgl. § 3 JóSchG Anm. 6. 

6. Zu Abs. 3 vgl. die Begründung zu § 5 Abs. 3 des Entwurfs. 
7. Wer als Veranstalter oder Gewerbetreibender vorsátzlich oder fahrlássig 

entgegen § 5 Abs. 1 JóSchG einem Kind oder einem Jugendlichen unter 
16 Jahren die Anwesenheit bei einer óffentlichen Tanzveranstaltung gestat-
tet, handelt ordnungswidrig nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 JóSchG. Das Vorliegen 
einer Ausnahme nach § 5 Abs. 2 JOSchG beseitigt die TatbestandsmáBig-
keit der Ordnungswidrigkeit. 





1. 

§6 

(1) Die Anwesenheit bei iiffentlichen Filmveranstaltungen darf Kindem und 
Jugendlichen nur gestattet werden, wenn die Filme von der obersten Landes-
behórde zur Vorführung vor ihnen freigegeben worden sind. Kindern unter 
sechs Jahren darf die Anwesenheit nur gestattet werden, wenn sie von einem 
Erziehungsberechtigten begleitet sind. 

(2) Filme, die geeignet sind, das kórperliche, geistige oder seelische Wohl von 
Kindern und Jugendlichen zu beeintráchtigen, dürfen nicht zur Vorführung vor 
ihnen freigegeben werden. 

(31 Die oberste Landesbehürde kennzeichnet die Filme mit 
1. „Freigegeben ohne Altersbeschránkung", 
2. „Freigegeben ab sechs Jahren", 
3. „Freigegeben ab zwólf Jahren", 
4. „Freigegeben ab sechzehn Jahren", 
5. „Nicht freigegeben unter achtzehn Jahren". 
Kommt in Betracht, daB ein nach Satz i Nr. 5 gekennzeichneter Film den 
Tatbestand des § 131 oder des § 184 des Strafgesetzbuches erfüllt, ist dies der 
zustándigen Strafverfolgungsbehórde mitzuteilen. 

(4) Im Rahmen der Absátze 1 und 3 Satz 1 darf die Anwesenheit bei bffentli- 
chen Fihnveranstaltungen ohne Begleitung eines Erziehungsberechtigten nur 
gestattet iverden 

1. Kindern, wenn die Vorführung bis 20 Uhr, 
2. Jugendlichen unter sechzehn Jahren, wenn die Vorführung bis 22 Uhr, 
3. Jugendlichen über sechzehn Jahre, wenn die Vorführung bis 24 Uhr 
beendet ist. 

(5) Die Absiitze 1 bis 4 gelten für die óffentliche Vorführung von Filmen 
unabhángig von der Art der Aufzeichnung und Wiedergabe. Sie gelten auch 
für Werbevorspanne und Beiprogramme. 

(6) Die Absátze 1 bis 5 gelten nicht für Filme, die zu nichtgewerblichen 
Zwecken hergestellt werden, solange die Filme nicht gewerblich genutzt 
werden. 

(7) Auf Filme, die von der obersten Landesbehórde nach Absatz 3 Satz 1 
gekennzeichnet worden sind, finden §§ 1, 11 des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefáhrdender Schriften keine Anwendung. 

§ 6 JÓSchG 

Aus den Materialien: 

Begründung zu § 6 des Entwurfs (Drucks. 101722) 

§ 6 des Regierungsentwurfs aus der 9. Legislaturperiode wird im wesentlichen 
übernommen. Die Neufassung sieht die Aufhebung des Teilnahmeverbots von 
Minderjáhrigen unter sechs Jahren an Filmveranstaltungen vor, sofern diese 
von einem Erziehungsberechtigten begleitet werden (vgl. im einzelnen die 
Ausführungen zu Absatz 1 Satz 2), und behált im übrigen die Altersstufen von 
12 und 16 Jahren bei. Überzeugende erzieherische Argumente für eine Ande-
rung der Altersabstufung haben sich nicht finden lassen. 
Das Bestreben, aus systematischen und praktischen Erwágungen zu vereinfa-
chen, muB an der pádagogischen Zielsetzung des Gesetzes seine Grenze 
finden. Hinzu kommt, daB sich die Praxis der Freigabe auf die bestehenden 
Altersgruppen eingestellt hat und ein Grol3teil der bisherigen Freigabeent-
scheidungen erneut getroffen werden müBte. 

Absatz 1 

Die Zulassungsbegrenzung für Minderjiihrige bei óffentlichen Filmveranstal-
tungen ist wie bisher als Anwesenheitsverbot ausgestaltet. Es handelt sich um 
ein Verbot mit einem ad den einzelnen Film bezogenen Erlaubnisvorbehalt 
(Freigabeentscheidung). Es erweist sich als zweckmáBig, diesen Grundsatz in 
allgemeiner Form an den Anfang der Vorschrift zu stellen. 
Das geltende Recht verbietet Kindern unter sechs Jahren die Teilnahme an 
óffentlichen Filmveranstaltungen schlechthin, auch in Begleitung eines Erzie-
hungsberechtigten. Die diesem Verbot zugrunde liegende Auffassung, da3 
Offentliche Filmveranstaltungen Kinder dieser Altersgruppe ausnahmslos 
gefáhrden würden, ist heute nicht mehr haltbar. Es wird deswegen in Satz 2 
eine Auflockerung vorgeschlagen. 

Absatz 2 

Die verbindliche gesetzliche Vorschrift über den bei der Entscheidung über die 
Jugendfreigabe anzulegenden MaBstab wird beibehalten und ohne inhaltliche 
Anderung dem neueren Sprachgebrauch angepaBt. 

Absatz 3 

Bei der Zustándigkeitsregelung wird das geltende Recht beibehalten. 

Absatz 4 

Entsprechend der Regelung für die Anwesenheit in Gaststátten werden die 
Alters- und Zeitgrenzen auch für die Anwesenheit bei óffentlichen Filmveran-
staltungen neu gestaltet. 
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